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Prüfungsordnung 
für den weiterbildenden Masterstudiengang Unternehmensführung (Master of Arts)  

an der Fakultät Wirtschaftswissenschaften der Fachhochschule Schmalkalden 
 

vom 21. August 2014 
 
 
Gemäß §§ 3 Abs. 1, 34 Abs. 3 des Thüringer Hochschulgesetzes (ThürHG) vom 21. Dezember 2006 (GVBl. S. 601), 
zuletzt geändert durch Artikel 9 des Gesetzes vom 18. Juli 2014 (GVBl. S. 406) in Verbindung mit §§ 14 Abs. 1 Satz 2 
Nr. 4, 19 Abs. 1 Satz 4 Nr. 4, 20 Abs. 1 Satz 2 der Grundordnung der Fachhochschule Schmalkalden vom 2. April 
2008 (Amtsblatt des Thüringer Kultusministeriums Nr. 4/2008 S. 166) erlässt die Fachhochschule Schmalkalden fol-
gende Prüfungsordnung für den weiterbildenden Masterstudiengang Unternehmensführung. Der Rat der Fakultät 
Wirtschaftswissenschaften hat am 15. Januar 2014 die Prüfungsordnung beschlossen; die Zentrale Studienkommissi-
on der Fachhochschule Schmalkalden hat am 16. April 2014 der Prüfungsordnung zugestimmt. Der Rektor der Fach-
hochschule Schmalkalden hat mit Erlass vom 21. August 2014 die Ordnung genehmigt. 
 
 
Inhaltsverzeichnis 
 
§ 1 Geltungsbereich, Bezeichnungen 
§ 2 Regelstudienzeit und Leistungsumfang 
§ 3 Prüfungsaufbau 
§ 4 Allgemeine Zulassungsvoraussetzungen 
§ 5 Prüfungsleistungen 
§ 6 Bewertung der Prüfungsleistungen und Bildung der Noten 
§ 7 Versäumnis, Rücktritt, Täuschung, Ordnungsverstoß 
§ 8 Bestehen und Nichtbestehen 
§ 9 Wiederholung der Prüfungsleistungen 
§  10 Anrechnung von Studienzeiten, Studienleistungen und Prüfungsleistungen 
§ 11 Prüfungsausschuss der Fakultät 
§ 12 Prüfer  
§ 13 Zuständigkeiten 
§ 14 Zweck und Durchführung der Masterprüfung 
§ 15 Art und Umfang der Masterprüfung 
§ 16 Ausgabe und Bearbeitungszeit der Masterarbeit 
§ 17 Abgabe, Bewertung und Wiederholung der Masterarbeit, Kolloquium 
§ 18 Bildung der Gesamtnote, Zeugnis und Diploma Supplement 
§  19 Mastergrad und Masterurkunde  
§ 20 Ungültigkeit der Masterprüfung 
§ 21 Einsicht in die Prüfungsakte 
§ 22 Inkrafttreten 
 
Anlage 1 Tabelle Unternehmensführung (Master of Arts) 
Anlage 2 Praktikumsordnung 
 

§ 1 
Geltungsbereich, Bezeichnungen 

 
(1) Diese Prüfungsordnung nach § 49 ThürHG gilt für den weiterbildenden Masterstudiengang Unternehmensfüh-

rung mit dem Abschluss „Master of Arts (M.A.)“ an der Fakultät Wirtschaftswissenschaften der Fachhochschule 
Schmalkalden. 

 
(2) Status- und Funktionsbezeichnungen dieser Ordnung gelten jeweils in männlicher und weiblicher Form. 
 

§ 2 
Regelstudienzeit und Leistungsumfang 

 
(1) Die Regelstudienzeit beträgt fünf Semester. Sie umfasst vier theoretische Studiensemester und die Masterarbeit 

(5. Semester). Zeiten der Beurlaubung nach § 9 der Immatrikulationsordnung der Fachhochschule Schmalkalden 
bleiben bei der Berechnung der Regelstudienzeit unberücksichtigt. 

 
(2) Es sind 90 ECTS-Kreditpunkte zu erwerben. 
 
(3) Der Studiengang Unternehmensführung (Master of Arts) ist ein berufsbegleitender Weiterbildungsstudiengang 

mit einer Kombination aus Selbststudium und Präsenzphasen, der mit dem Masterabschluss endet. 
 
 

VERKÜNDUNGSBLATT NR. 4/2014                                                     SEITE 130 
 



 
 
 
 
 

§ 3 
Prüfungsaufbau 

 
(1) Die Masterprüfung besteht aus Modulprüfungen sowie aus der Masterarbeit und dem Kolloquium.  
 
(2) Modulprüfungen werden als Prüfungsleistungen studienbegleitend abgenommen.  
 
(3) Prüfungsleistungen sind einzelne konkrete Prüfungsvorgänge (mündliche oder schriftliche Prüfung). Eine Prü-

fungsleistung wird bewertet und nach § 6 Abs. 1 benotet.  
 

§ 4 
Allgemeine Zulassungsvoraussetzungen 

 
(1) An den Prüfungen kann nur teilnehmen, wer an der Fakultät Wirtschaftswissenschaften der Fachhochschule 

Schmalkalden für den weiterbildenden Studiengang Unternehmensführung (Master of Arts) das ganze Semester 
vor der jeweiligen Modulprüfung aufgrund der folgenden Voraussetzungen eingeschrieben ist: 

  
1. abgeschlossenes Hochschulstudium mit mindestens 40% wirtschaftswissenschaftlichen Inhalten oder abge-

schlossenes Studium an einer staatlichen oder staatlich anerkannten Berufsakademie mit mindestens 40% 
wirtschaftswissenschaftlichen Inhalten oder abgeschlossenes Studium an einer Verwaltungsfachhochschule  
mit mindestens 40% wirtschaftswissenschaftlichen Inhalten sowie 

2. einschlägige Berufserfahrung von mindestens einem Jahr. 
 
(2) Bewerber, die im Erststudium einen Abschluss mit 180 ECTS-Kreditpunkten erworben haben, werden unter 

Auflage zum Studium zugelassen. Die Zulassung unter Auflage verpflichtet die Bewerber, bis zum Abschluss des 
Studiums zusätzliche 30 ECTS-Kreditpunkte durch ergänzende Studienleistungen in Form eines Vollzeitprakti-
kums von mindestens 23 Wochen sowie eines Praktikumsberichts zu erbringen, die nicht in die Gesamtnote ein-
fließen. Näheres dazu regelt die Praktikumsordnung (Anlage 2). 

 
(3) Die Anmeldung zu einer Modulprüfung erfolgt automatisch beim Zentralen Prüfungsamt am Ende des Semes-

ters, in dem die entsprechenden Module angeboten werden. Eine Abmeldung ist bis zum dritten Werktag vor 
dem festgelegten Prüfungstermin möglich. Sie ist dem Zentralen Prüfungsamt gegenüber zu erklären.  

 
(4) Die Zulassung zu einer Modulprüfung darf nur abgelehnt werden, wenn 
 a) die in Absatz 1 genannten Voraussetzungen nicht erfüllt sind oder 
 b) der Kandidat die Masterprüfung in dem gewählten Studiengang endgültig nicht bestanden hat oder der Kan-

didat sich in dem gewählten Studiengang in einem noch nicht abgeschlossenen Prüfungsverfahren befindet.  
  

§ 5 
Prüfungsleistungen 

 
(1) Prüfungsleistungen sind in Form einer Klausur, durch schriftliche Hausarbeiten oder durch Referate zu erbringen; 

das Nähere wird in der Modulbeschreibung bestimmt. In den Prüfungsleistungen soll der Kandidat nachweisen, 
dass er in begrenzter Zeit und mit begrenzten Hilfsmitteln mit den gängigen Methoden des Prüfungsfaches Auf-
gaben lösen und Themen mit anerkannten wissenschaftlichen Methoden auf hohem Niveau bearbeiten kann. 

 
(2) Klausuren dürfen nicht überwiegend nach dem Multiple-Choice-Verfahren aufgebaut sein. Ihre Dauer beträgt 90 

Minuten. 
 
(3) Schriftlichen Hausarbeiten ist eine Versicherung beizufügen, dass die Arbeit selbständig verfasst wurde und 

keine anderen als die angegebenen Quellen benutzt worden sind.  
 
(4) In Referaten setzen sich die Studierenden mit einer wissenschaftlichen Fragestellung auseinander. Dazu berei-

ten sie einen Vortrag vor und präsentieren diesen in der Präsenzveranstaltung mit anschließender Diskussion. 
 
(5) Macht der Kandidat glaubhaft, dass er wegen länger andauernder oder ständiger körperlicher Behinderung oder 

Erkrankung nicht in der Lage ist, Prüfungsleistungen ganz oder teilweise in der vorgesehenen Form abzulegen, 
so wird dem Kandidaten gestattet, die Prüfungsleistungen innerhalb einer verlängerten Bearbeitungszeit oder 
gleichwertige Prüfungsleistungen in einer anderen Form zu erbringen. Dazu kann die Vorlage eines ärztlichen 
Attestes verlangt werden.  

 
(6) Die Art der Erbringung einer Prüfungsleistung wird am Beginn der Vorlesung bekanntgegeben. 
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§ 6 
Bewertung der Prüfungsleistungen und Bildung der Noten 

 
(1) Die Noten für die einzelnen Prüfungsleistungen werden von den jeweiligen Prüfern festgesetzt. Für die Bewer-

tung der Prüfungsleistungen sind folgende Noten zu verwenden: 
 

1  =  sehr gut    = hervorragende Leistung 
2  =  gut     = eine Leistung, die erheblich über den durchschnittlichen Anforderungen liegt 
3  =  befriedigend   = eine Leistung, die durchschnittlichen Anforderungen entspricht 
4  =  ausreichend   = eine Leistung, die trotz ihrer Mängel noch den Anforderungen entspricht 
5  =  nicht ausreichend = eine Leistung, die wegen erheblicher Mängel den  Anforderungen nicht mehr genügt. 

 
Zur differenzierten Bewertung der Prüfungsleistungen können einzelne Noten um 0,3 auf Zwischenwerte erhöht 
oder erniedrigt werden; die Noten 0,7; 4,3; 4,7 und 5,3 sind dabei ausgeschlossen. 

 
(2) Die Gesamtnote (§ 18) errechnet sich aus dem Durchschnitt der Noten der einzelnen Modulprüfungen. Es wird 

nur die erste Dezimalstelle hinter dem Komma berücksichtigt; alle weiteren Stellen werden ohne Rundung gestri-
chen. Die Gesamtnote lautet: 
 

 bei einem Durchschnitt bis einschließlich 1,5    = sehr gut 
 bei einem Durchschnitt von 1,6 bis einschließlich 2,5  = gut 
 bei einem Durchschnitt von 2,6 bis einschließlich 3,5  = befriedigend 

bei einem Durchschnitt von 3,6 bis einschließlich 4,0  = ausreichend. 
  
 

§ 7 
Versäumnis, Rücktritt, Täuschung, Ordnungsverstoß 

 
(1) Die Prüfungsleistung gilt als mit „nicht ausreichend” (5,0) bewertet, wenn der Kandidat einen für ihn bindenden 

Prüfungstermin ohne triftigen Grund versäumt oder wenn er von einer Prüfung, die er angetreten hat, ohne trifti-
gen Grund zurücktritt. Dasselbe gilt, wenn eine Prüfungsleistung nicht innerhalb der vorgegebenen Bearbei-
tungszeit erbracht wird. 

 
(2) Der für den Rücktritt oder das Versäumnis geltend gemachte Grund muss dem Prüfungsausschuss der Fakultät 

unverzüglich schriftlich angezeigt und glaubhaft gemacht werden. Bei Krankheit eines Kandidaten, eines von ihm 
zu versorgenden Kindes oder pflegebedürftigen Angehörigen hat der Kandidat unverzüglich ein ärztliches Attest 
und in Zweifelsfällen das Attest eines von der Hochschule benannten Arztes vorzulegen. Wird der Grund aner-
kannt, ist die Prüfungsleistung zum nächstmöglichen Termin, d. h. in der Regel im Rahmen der Prüfungstermine 
des jeweils folgenden Studienjahres, zu wiederholen. 

 
(3) Versucht der Kandidat das Ergebnis seiner Prüfungsleistungen durch Täuschung oder Mitführung nicht zugelas-

sener Hilfsmittel zu beeinflussen, wird die betreffende Leistung mit „nicht ausreichend” (5,0) bewertet. Ein Kandi-
dat, der den ordnungsgemäßen Ablauf der Prüfung stört, kann von dem jeweiligen Prüfer oder Aufsichtführenden 
von der Fortsetzung der Prüfung ausgeschlossen werden; in diesem Fall wird die Prüfung mit „nicht ausreichend” 
(5,0) bewertet.  

 
(4) Der Kandidat kann innerhalb der ersten zwei Monate des folgenden Semesters verlangen, dass die Entschei-

dungen nach Absatz 3 vom Prüfungsausschuss der Fakultät überprüft werden. Entscheidungen sind dem Kandi-
daten unverzüglich schriftlich mitzuteilen. Im Falle einer Entscheidung zu Ungunsten des Kandidaten ist diese zu 
begründen und mit einer Rechtsbehelfsbelehrung zu versehen. 

 
§ 8 

Bestehen und Nichtbestehen 
 
(1) Eine Modulprüfung ist bestanden, wenn die Fachnote mindestens „ausreichend” (4,0) ist. Für  jede bestandene 

Modulprüfung erhält der Kandidat die in der Tabelle (Anlage 1) aufgeführten ECTS-Kreditpunkte.  
 
(2) Die Masterprüfung ist bestanden, wenn alle Modulprüfungen bestanden und damit 70 ECTS-Kreditpunkte in 

Modulprüfungen erreicht wurden sowie die Masterarbeit und das Kolloquium (insgesamt 20 ECTS-Kreditpunkte) 
mindestens mit „ausreichend” (4,0) bewertet wurden. Die Masterprüfung ist endgültig nicht bestanden, sobald ei-
ne Modulprüfung, die Masterarbeit oder das Kolloquium endgültig nicht bestanden ist. 
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(3) Prüfungsergebnisse sind unter Einhaltung des Datenschutzes in geeigneter Weise bekannt zu geben. Hat der 

Kandidat eine Modulprüfung nicht bestanden, wird er darüber informiert. Er muss auch Auskunft darüber erhal-
ten, ob und ggf. in welchem Umfang und in welcher Frist die Modulprüfung wiederholt werden kann. 

 
(4) Hat der Kandidat die Masterprüfung nicht bestanden, wird ihm auf Antrag und gegen Vorlage der entsprechen-

den Nachweise sowie der Exmatrikulationsbescheinigung eine Bescheinigung ausgestellt, die die erbrachten 
Prüfungsleistungen und deren Noten sowie die noch fehlenden Prüfungsleistungen enthält und erkennen lässt, 
dass die Masterprüfung nicht bestanden ist. 

 
§ 9 

Wiederholung der Prüfungsleistungen 
 
(1) Nicht bestandene Prüfungsleistungen können höchstens zweimal wiederholt werden. Die Wiederholung einer 

bestandenen Prüfungsleistung ist nicht zulässig.  
 
(2) Eine nicht bestandene Prüfungsleistung ist spätestens im Rahmen der Prüfungstermine des jeweils folgenden 

Studienjahres zu wiederholen. Eine Modulprüfung gilt als endgültig nicht bestanden, wenn eine Prüfungsleistung 
dreimal mit „nicht ausreichend“ (5,0) bewertet wurde. 

 
(3) Den Studierenden ist mindestens einmal pro Studienjahr die Gelegenheit zu bieten, alle Prüfungsleistungen zu 

erbringen. 
 
(4) Prüfungsleistungen sind im Fall der letzten Wiederholungsprüfung von zwei Prüfern zu bewerten. Die Note ergibt 

sich aus dem arithmetischen Mittel der Einzelbewertungen. 
 

§ 10 
Anrechnung von Studienzeiten, Studienleistungen und Prüfungsleistungen 

 
(1) Studienzeiten, Studienleistungen und Prüfungsleistungen sowie Praxissemester, die an anderen in- oder auslän-

dischen staatlichen oder staatlich anerkannten Hochschulen und staatlichen oder staatlich anerkannten Berufs-
akademien oder in anderen Studiengängen an der Fachhochschule Schmalkalden erbracht wurden, werden auf 
Antrag angerechnet, sofern durch die Hochschule keine wesentlichen Unterschiede hinsichtlich der erworbenen 
Kompetenzen (Lernergebnisse) gegenüber dem Antragsteller nachgewiesen werden können. Über die Anrech-
nung entscheidet die in der Prüfungsordnung vorgesehene Stelle. Bei der Anrechnung von Studienzeiten, Stu-
dienleistungen und Prüfungsleistungen, die außerhalb der Bundesrepublik Deutschland erbracht wurden, sind 
die von Kultusministerkonferenz und Hochschulrektorenkonferenz gebilligten Äquivalenzvereinbarungen sowie 
Absprachen im Rahmen von Hochschulpartnerschaften zu beachten. 

 
(2) Werden Studienleistungen und Prüfungsleistungen angerechnet, sind die ECTS-Kreditpunkte sowie die Noten − 

soweit die Notensysteme vergleichbar sind − zu übernehmen und in die Berechnung der Gesamtnote einzube-
ziehen. Bei unvergleichbaren Notensystemen wird der Vermerk „bestanden” aufgenommen. Eine Kennzeichnung 
der Anrechnung im Zeugnis ist zulässig. 

 
(3) Bei Vorliegen der Voraussetzungen der Absätze 1 und 2 besteht ein Rechtsanspruch auf Anrechnung. Die An-

rechnung von Studienzeiten, Studienleistungen und Prüfungsleistungen sowie Praxissemestern erfolgt auf An-
trag. Der Studierende hat die für die Anrechnung erforderlichen Unterlagen vorzulegen. 

 
§ 11 

Prüfungsausschuss der Fakultät 
 
(1) Für die Organisation von Masterprüfungen sowie die aus dieser Prüfungsordnung erwachsenden weiteren Auf-

gaben ist der Prüfungsausschuss der Fakultät zuständig. Ihm gehören fünf Professoren und zwei studentische 
Mitglieder der Fakultät Wirtschaftswissenschaften der Fachhochschule Schmalkalden an; in Angelegenheiten, 
die den weiterbildenden Studiengang Unternehmensführung (Master of Arts) betreffen, gehören ihm zusätzlich 
die beiden Studiengangsleiter, zwei Professoren der Staatlichen Studienakademie Thüringen sowie ein Mitglied 
des Zentrums für Weiterbildung an. Die Amtszeit der Mitglieder beträgt drei Jahre, die der studentischen Mitglie-
der ein Jahr. 

 
(2) Die Studiengangsleiter, die zwei Professoren der Staatlichen Studienakademie Thüringen und der Vertreter des 

Zentrums für Weiterbildung sind kraft Funktion Mitglieder des Prüfungsausschusses; alle anderen Mitglieder des 
Prüfungsausschusses sowie deren Stellvertreter werden vom Rat der Fakultät Wirtschaftswissenschaften be-
stellt. Der Prüfungsausschuss der Fakultät wählt aus der Mitte der ihm durch Bestellung angehörenden Professo-
ren den Vorsitzenden und seinen Stellvertreter. Der Vorsitzende führt im Regelfall die Geschäfte des Prüfungs-
ausschusses. 
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(3) Der Prüfungsausschuss der Fakultät achtet darauf, dass die Bestimmungen dieser Prüfungsordnung eingehalten 

werden. Er berichtet regelmäßig der Fakultät über die Entwicklung der Prüfungsergebnisse sowie über die Ver-
teilung der Modul- und Gesamtnoten. Der Bericht ist in geeigneter Weise durch die Fakultät offen zu legen. Der 
Prüfungsausschuss der Fakultät gibt Anregungen zur Reform der Studienordnungen/Studienpläne und Prü-
fungsordnungen. 

 
(4) Die Mitglieder des Prüfungsausschusses haben das Recht, der Abnahme der Prüfungsleistungen beizuwohnen. 
 
(5) Die Mitglieder des Prüfungsausschusses und deren Stellvertreter unterliegen der Amtsverschwiegenheit. Sofern 

sie nicht im öffentlichen Dienst stehen, sind sie durch den Vorsitzenden zur Verschwiegenheit zu verpflichten. 
 

§ 12 
Prüfer 

 
(1) Zu Prüfern werden nur Professoren und andere nach § 48 Abs. 2 ThürHG prüfungsberechtigte Personen bestellt, 

die – sofern nicht zwingende Gründe eine Abweichung erfordern – in dem Fachgebiet, auf das sich die Prüfungs-
leistung bezieht, eine eigenverantwortliche, selbständige Lehrtätigkeit an einer Hochschule ausgeübt haben.  

 
(2) Die Namen der Prüfer sollen dem Kandidaten rechtzeitig bekanntgegeben werden. 
 
(3) Für die Prüfer gilt § 11 Abs. 5 entsprechend. 
 

§ 13   
Zuständigkeiten 

 
(1) Die Prüfer entscheiden über das Bestehen und Nichtbestehen (§ 8). 
 
(2) Der Prüfungsausschuss der Fakultät entscheidet 
 1.  über die Folgen von Verstößen gegen Prüfungsvorschriften (§ 7),  
 2. über die Anrechnung von Studienzeiten, Studien- und Prüfungsleistungen  (§ 10), 
 2.  über die Bestellung der Prüfer (§ 12), 
 3. über Anträge auf Verlängerung der Bearbeitungszeit der Masterarbeit (§ 16 Abs. 4). 
 
(3) Soweit in dieser Prüfungsordnung nicht andere Bestimmungen getroffen sind, entscheidet der Prüfungsaus-

schuss der Fakultät in Fragen der Prüfungsordnung. 
 

§ 14 
Zweck und Durchführung der Masterprüfung 

 
(1) Durch die Masterprüfung wird festgestellt, ob der Kandidat die Fähigkeit besitzt, wissenschaftliche Methoden und 

Erkenntnisse anzuwenden, vertiefende und spezielle Fachkenntnisse erworben hat und die Voraussetzungen zur 
Aufnahme eines Promotionsverfahrens erfüllt. 

 
(2) Die Modulprüfungen der Masterprüfung werden studienbegleitend im Anschluss an die jeweiligen Lehrveranstal-

tungen durchgeführt. 
 

§ 15 
Art und Umfang der Masterprüfung 

 
(1) Die Masterprüfung besteht aus 14 Pflichtmodulen mit 70 ECTS-Kreditpunkten (entsprechend der Tabelle in An-

lage 1) sowie aus der Masterarbeit mit 18 ECTS-Kreditpunkten und dem Kolloquium mit 2 ECTS-Kreditpunkten. 
 
(2) Gegenstand der Modulprüfungen sind die Stoffgebiete der den Prüfungsfächern nach Maßgabe der Studienord-

nung zugeordneten Lehrveranstaltungen. 
 

§ 16 
Ausgabe und Bearbeitungszeit der Masterarbeit 

 
(1) Die Masterarbeit soll zeigen, dass der Kandidat in der Lage ist, innerhalb einer vorgegebenen Frist ein Problem 

selbständig nach wissenschaftlichen Methoden zu bearbeiten. 
 
(2) Die Masterarbeit wird von einem Professor ausgegeben und betreut.  
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(3) Die Ausgabe der Masterarbeit erfolgt über den Prüfungsausschuss der Fakultät. Thema und Zeitpunkt sind ak-

tenkundig zu machen. Der Kandidat kann Themenwünsche äußern. Die Ausgabe der Masterarbeit kann erst er-
folgen, wenn der Kandidat 14 Modulprüfungen erfolgreich abgelegt hat.  

 
(4) Die Bearbeitungszeit für die Masterarbeit beträgt 24 Wochen. Thema, Aufgabenstellung und Umfang der Master-

arbeit sind vom Betreuer so zu begrenzen, dass die Frist zur Bearbeitung der Masterarbeit eingehalten werden 
kann. Die Bearbeitungszeit kann auf Antrag des Kandidaten aus Gründen, die er nicht zu vertreten hat, um 
höchstens 8 Wochen verlängert werden. 

 
§ 17 

Abgabe, Bewertung und Wiederholung der Masterarbeit, Kolloquium 
 
(1) Die Masterarbeit ist fristgemäß zweifach in gebundener Form sowie in geeigneter elektronischer Form beim Be-

treuer abzugeben; der Abgabezeitpunkt ist aktenkundig zu machen. Bei der Abgabe hat der Kandidat schriftlich 
zu versichern, dass er seine Arbeit selbständig verfasst und keine anderen als die angegebenen Quellen und 
Hilfsmittel benutzt hat. 

 
(2) Die Begutachtung und Bewertung erfolgt durch den betreuenden Professor und einen weiteren Professor aus 

dem Studiengang Unternehmensführung (Master of Arts). Die Note ergibt sich aus dem arithmetischen Mittel der  
Bewertungen beider Prüfer. Eine Rundung erfolgt nach § 6 Abs. 2 Satz 2. Die Begutachtung muss spätestens 
drei Monate nach Abgabe abgeschlossen sein. Weichen die Noten der beiden Prüfer um mehr als zwei Noten-
stufen voneinander ab oder beurteilt einer der beiden Prüfer die Arbeit mit „nicht ausreichend“, wird durch den 
Prüfungsausschuss ein dritter Prüfer bestellt. Die Note ergibt sich dann aus dem arithmetischen Mittel der Be-
wertungen aller drei Prüfer. 

 
(3) Die Masterarbeit kann bei einer Bewertung, die schlechter als „ausreichend” (4,0) ist oder bei nicht fristgerechter 

Abgabe nur einmal wiederholt werden. 
 
(4) Für die bestandene Masterarbeit erhält der Kandidat 18 ECTS-Kreditpunkte. Die Bewertung der Masterarbeit 

geht mit neun Zehnteln in die Bewertung der Gesamtleistung „Masterarbeit und Kolloquium“ ein. 
 
(5) Im Rahmen eines Kolloquiums soll der Kandidat seine Masterarbeit erläutern. Das Kolloquium erstreckt sich 

auch auf Fragen aus dem gesamten Fachgebiet, dem die Masterarbeit entnommen ist. Es kann erst abgelegt 
werden, wenn 70 ECTS-Kreditpunkte in Modulprüfungen erreicht sind und die Masterarbeit bestanden ist. Das 
Kolloquium wird vor dem betreuenden Professor in Gegenwart eines sachkundigen Beisitzers abgelegt. Die 
Dauer des Kolloquiums beträgt 45 Minuten. Der Kandidat erhält für das bestandene Kolloquium 2 ECTS-
Kreditpunkte. 

 
(6) Das Kolloquium wird analog § 6 Abs. 1 benotet. Die Bewertung des Kolloquiums geht mit einem Zehntel in die 

Bewertung der Gesamtleistung „Masterarbeit und Kolloquium“ ein. Ein nicht bestandenes Kolloquium kann ein-
mal wiederholt werden. 

 
§ 18 

Bildung der Gesamtnote, Zeugnis und Diploma Supplement 
 
(1) Die Gesamtnote ergibt sich als Summe der mit der jeweiligen ECTS-Kreditpunktezahl im Verhältnis zur insge-

samt erzielten ECTS-Kreditpunktezahl gewichteten Einzelnote 
 a) der Modulprüfungen und 
 b) der Masterarbeit  und des Kolloquiums. 
 Eine Rundung erfolgt nach § 6 Abs. 2 Satz 2. 
 
(2) Über die bestandene Masterprüfung erhält der Kandidat ein Zeugnis. In das Zeugnis werden die Modulnoten, das 

Thema der Masterarbeit, die Note der Masterarbeit und des Kolloquiums sowie die Gesamtnote aufgenommen. 
Alle Noten werden in Worten und in Klammern dezimal mit einer Nachkommastelle angegeben.  

 
(3) Das Zeugnis trägt das Datum des Tages, an dem das Kolloquium erfolgreich absolviert worden ist. Es wird vom 

Dekan der Fakultät und dem Vorsitzenden des Prüfungsausschusses der Fakultät unterzeichnet. 
 
(4) Die Hochschule stellt ein Diploma Supplement (DS) entsprechend dem „Diploma Supplement Modell“ von Euro-

päischer Union/UNESCO aus. Als Darstellung des nationalen Bildungssystems (DS-Abschnitt 8) ist der zwischen 
Kultusministerkonferenz und Hochschulrektorenkonferenz abgestimmte Text in der jeweils geltenden Fassung zu 
verwenden. Sobald eine hinreichende Datenbasis vorhanden ist, ist in das Diploma Supplement die statistische 
Verteilung der Gesamtnoten aller Absolventen des weiterbildenden Studiengangs Unternehmensführung (Master 
of Arts) aufzunehmen. 
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§ 19 
Mastergrad und Masterurkunde 

 
(1) Ist die Masterprüfung bestanden, wird der Grad eines „Master of Arts (M.A.)“ verliehen. 
 
(2) Gleichzeitig mit dem Zeugnis erhält der Kandidat die Masterurkunde mit dem Datum des Zeugnisses. Darin wird 

die Verleihung des Mastergrades beurkundet. Die Masterurkunde wird vom Rektor unterzeichnet und mit dem 
Siegel der Fachhochschule versehen. 

 
§ 20 

Ungültigkeit der Masterprüfung 
 
(1) Hat der Kandidat bei einer Prüfungsleistung getäuscht und wird diese Tatsache erst nach Aushändigung des 

Zeugnisses bekannt, so kann die Note der Prüfungsleistung entsprechend § 7 Abs. 3 berichtigt werden. Gege-
benenfalls kann die Modulprüfung für „nicht ausreichend” und die Masterprüfung für nicht bestanden erklärt wer-
den. 

 
(2) Waren die Voraussetzungen für die Abnahme einer Prüfungsleistung nicht erfüllt, ohne dass der Kandidat hier-

über täuschen wollte und wird diese Tatsache erst nach Aushändigung des Zeugnisses bekannt, so wird dieser 
Mangel durch das Bestehen der Prüfungsleistung geheilt. Hat der Kandidat vorsätzlich zu Unrecht erwirkt, dass 
er die Prüfungsleistung ablegen konnte, so kann die Prüfungsleistung für „nicht ausreichend” und die Master-
prüfung für nicht bestanden erklärt werden. 

 
(3) Dem Kandidaten ist vor einer Entscheidung Gelegenheit zur Äußerung zu geben. 
 
(4) Das unrichtige Zeugnis ist einzuziehen und gegebenenfalls ein neues zu erteilen. 
 

§ 21 
Einsicht in die Prüfungsakte 

 
Innerhalb eines Jahres nach Abschluss des Prüfungsverfahrens wird dem Kandidaten auf Antrag in angemessener 
Frist Einsicht in seine schriftlichen Prüfungsarbeiten gewährt. 
 

§ 22 
Inkrafttreten 

 
(1) Diese Prüfungsordnung tritt am ersten Tag des auf ihre Bekanntmachung im Verkündungsblatt der Fachhoch-

schule Schmalkalden folgenden Monats in Kraft.  
 
(2) Diese Prüfungsordnung gilt erstmals für Studierende, die im Wintersemester 2014/15 das Studium im weiterbil-

denden Masterstudiengang Unternehmensführung (Master of Arts) an der Fachhochschule Schmalkalden im ers-
ten Studiensemester beginnen. 

 
  
Schmalkalden, den 21. August 2014 
 

Der Rektor 
Prof. Dr. Elmar Heinemann 
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Anlage 1 
 
Tabelle Unternehmensführung (Master of Arts)  
 
 

Veranstaltung/ Modulprüfung  
Fach-

semester 
1 

Fach-
semester 

2 

Fach-
semester 

3 

Fach-
semester 

4 

Fach-
semester 

5 
Σ 

 ECTS Pz 
in h 

Sz  
in h 

Pz 
in h 

Sz 
in h 

Pz 
in h 

Sz 
in h 

Pz 
in h 

Sz 
in h 

Pz 
in h 

Sz 
in h h 

Pflichtmodule: 
 

Volkswirtschaftliche  
Rahmenbedingungen 5 24 126         150 

Strategisches Management 5 24 126         150 

Wirtschaftsrechtliche 
Rahmenbedingungen 5 24 126         150 

Wissenschaftliche Methoden 
und Soft Skills 5 32 118         150 

Internationale  
Wirtschaftsbeziehungen 5   24 126       150 

Internationale  
Rechnungslegung 5   24 126       150 

Interkulturelles  
Management 5   32 118       150 

Funktions- und bereichs-
orientiertes Controlling 5     24 126     150 

Personalmanagement 5     24 126     150 

Marketingmanagement 5     24 126     150 

Qualitäts- und  
Risikomanagement 5     24 126     150 

IT-Management und  
Datensicherheit 5       24 126   150 

Projektmanagement 5       24 126   150 

Nachhaltiges Wirtschaften 5       32 118   150 

nachrichtlich:  
Masterarbeit und  
Kolloquium 

 
18 
2 

        
 

0 
8 

 
540 
  52 

600 

Σ h  104 496 80 370 96 504 80 370 8 592 2700 
Σ ECTS  20 15 20 15 20 90 

 
 
Pz = Präsenzzeit; Sz = Selbststudienzeit 
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Anlage 2 
 

Praktikumsordnung  
für den weiterbildenden Masterstudiengang Unternehmensführung (Master of Arts) 

an der Fakultät Wirtschaftswissenschaften der Fachhochschule Schmalkalden 
 

§ 1 
Geltungsbereich 

 
Diese Ordnung regelt die Durchführung und Bewertung des Vollzeitpraktikums für Studierende des weiterbildenden 
Masterstudienganges Unternehmensführung (Master of Arts), welche im Erststudium einen Abschluss mit 180 
ECTS-Kreditpunkten erworben haben und deshalb nur unter Auflage zum Studium zugelassen werden (§ 4 Abs. 2 
der Prüfungsordnung). 
 

§ 2 
Dauer und Bewertung 

 
(1) Die Zulassung unter Auflage verpflichtet die Bewerber, bis zum Abschluss des Studiums zusätzliche 30 ECTS-

Kreditpunkte durch ergänzende Studienleistungen in Form eines Vollzeitpraktikums von mindestens 23 Wochen 
sowie eines Praktikumsberichts zu erbringen, die nicht in die Gesamtnote einfließen.  

 
(2) Für berufstätige Studierende besteht die Möglichkeit, den Nachweis des Vollzeitpraktikums durch eine projektge-

bundene Tätigkeit über den Zeitraum von 23 Wochen bei der aktuellen Arbeitsstelle zu erbringen.  
 
(3) Einschlägige berufliche Erfahrungen, die über die zur Zulassung notwendige ein- bzw. fünfjährige Berufserfah-

rung hinausgehen und mindestens 23 Wochen umfassen, können auf Antrag als Praktikum angerechnet werden. 
 
(4) Auf der Grundlage des Praktikumsberichts und des Tätigkeitsnachweises entscheidet der Prüfungsausschuss 

darüber, ob die Studierenden das Vollzeitpraktikum erfolgreich abgeleistet haben und stellt hierüber eine ent-
sprechende Bescheinigung aus.  

 
§ 3 

Praktikumsziel 
 
Ziel des Vollzeitpraktikums ist die Erlangung der Befähigung zur Lösung von konkreten praktischen Aufgabenstel-
lungen. Es soll ein hohes Maß an Kenntnissen und praktischen Fähigkeiten erworben werden, die für die spätere 
berufliche Tätigkeit als Absolvent mit dem Abschluss Unternehmensführung (Master of Arts) relevant sind.  
 

§ 4 
Leitung und Betreuung 

 
(1) Eine Praktikantenbetreuung wird durch die Fakultät Wirtschaftswissenschaften gewährleistet. 
 
(2) Das Vollzeitpraktikum wird in Zusammenarbeit mit der Fachhochschule bei geeigneten Unternehmen oder Insti-

tutionen durchgeführt. Die Praktikumsstellen sind von den Studierenden zu benennen. 
 
(3) Nach Zustimmung eines Studiengangsleiters des Studiengangs Unternehmensführung (Master of Arts) an der 

Fakultät Wirtschaftswissenschaften schließen die Studierenden und die eine Praktikumsstelle anbietende Ein-
richtung einen Praktikumsvertrag.  

 
 Dieser regelt vor allem 
  

 1. die Verpflichtungen der Studierenden: 
 

  a) die im Rahmen des Praktikumsvertrages übertragenen Aufgaben sorgfältig und gewissenhaft auszuführen, 
  b) die gebotenen Praktikumsmöglichkeiten wahrzunehmen, 
  c) den zur Erreichung des Praktikumsziels erforderlichen Anordnungen der Praktikumsstelle und der von  

   dieser beauftragten Personen nachzukommen und die für die Praktikumsstelle geltenden Ordnungen,  
  insbesondere Arbeitszeitordnungen, Unfallverhütungsvorschriften und Bestimmungen zur Schweigepflicht  
  zu beachten, 
d) einen zeitlich gegliederten Bericht (Praktikumsbericht) nach Maßgabe der Fakultät zu erstellen, 

     aus dem Verlauf und Inhalt der praktischen Ausbildung ersichtlich ist, 
  e) ein Fernbleiben von der Praktikumsstelle unverzüglich der Fachhochschule und der die Praktikumsstelle  
    anbietenden Einrichtung anzuzeigen; 
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  2. die Verpflichtungen der die Praktikumsstelle anbietenden Einrichtung: 
  a) die Studierenden für die jeweils festgesetzte Zeitdauer auszubilden, 
  b) die von den Studierenden zu erstellenden Berichte zu prüfen, 
  c) einen Tätigkeitsnachweis zu erstellen, der Art und Inhalt der Tätigkeiten, Beginn und Ende der Ausbildungs-

zeit sowie Fehlzeiten ausweist, 
  d) einen Praktikumsbetreuer zu benennen. 
 
(4) Eine Ausfertigung des Praktikumsvertrages ist von den Studierenden unverzüglich einem der beiden Studien-

gangsleiter zu übergeben. 
 

§ 5 
Status der Praktikanten 

 
(1) Die Studierenden sind während des Vollzeitpraktikums nach § 2 Abs. 1 SGB VII gesetzlich gegen Unfall versi-

chert. Im Versicherungsfall übermittelt die Praxisstelle auch der Fachhochschule eine Kopie der Unfallanzeige. 
Das Haftpflichtrisiko der Studierenden am Praxisplatz ist in der Regel für die Laufzeit des Vertrages durch die 
allgemeine Betriebshaftpflichtversicherung der Praxisstelle gedeckt. Es wird den Studierenden empfohlen, eine 
der Dauer und dem Inhalt des Ausbildungsvertrages angepasste private Haftpflichtversicherung abzuschließen.  

 
(2) Während des praktischen Studiensemesters bleiben die Studierenden Mitglieder der Hochschule. 
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Studienordnung 
für den weiterbildenden Masterstudiengang Unternehmensführung (Master of Arts) 

an der Fakultät Wirtschaftswissenschaften der Fachhochschule Schmalkalden  
 

vom 21. August 2014 
 
 
Gemäß §§ 3 Abs. 1, 34 Abs. 3 des Thüringer Hochschulgesetzes (ThürHG) vom 21. Dezember 2006 (GVBl. S. 601),  
zuletzt geändert durch Artikel 9 des Gesetzes vom 18. Juli 2014 (GVBl. S. 406) in Verbindung mit §§ 14 Abs. 1 Satz 
2 Nr. 4, 19 Abs 1 Satz 4 Nr. 4, 20 Abs. 1 Satz 2 der Grundordnung der Fachhochschule Schmalkalden vom 2. April 
2008 (Amtsblatt des Thüringer Kultusministeriums  Nr. 4/2008 S. 166) erlässt die Fachhochschule Schmalkalden auf 
der Grundlage der vom Rektor der Fachhochschule Schmalkalden am 21. August 2014 genehmigten Prüfungsord-
nung für den weiterbildenden Masterstudiengang Unternehmensführung folgende Studienordnung für den weiterbil-
denden Masterstudiengang Unternehmensführung. Der Rat der Fakultät Wirtschaftswissenschaften hat am 15. Ja-
nuar 2014 die Studienordnung beschlossen; die Zentrale Studienkommission der Fachhochschule Schmalkalden hat 
am 16. April 2014 der Studienordnung zugestimmt. Der Rektor der Fachhochschule Schmalkalden hat mit Erlass 
vom 21. August 2014 die Ordnung genehmigt. 
 
 
Inhaltsverzeichnis 
 
§ 1  Geltungsbereich, Bezeichnungen  
§ 2  Studienvoraussetzungen und Studienbeginn  
§ 3  Ziel und Inhalt des Studiengangs 
§ 4  Aufbau des Studiums 
§ 5  Inkrafttreten 
 
Anlage  Tabelle Unternehmensführung (Master of Arts) 
 
 

§ 1 
Geltungsbereich, Bezeichnungen 

 
(1) Diese Studienordnung regelt auf der Grundlage der Prüfungsordnung für den weiterbildenden Masterstudien-

gang Unternehmensführung (Master of Arts) Ziele, Inhalt und Aufbau des Studiums im weiterbildenden Master-
studiengang Unternehmensführung (Master of Arts). 

 
(2) Status- und Funktionsbezeichnungen dieser Ordnung gelten jeweils in männlicher und weiblicher Form. 
 

§ 2 
Studienvoraussetzungen und Studienbeginn 

 
(1) Eine Zulassung zum Studium im weiterbildenden Masterstudiengang Unternehmensführung (Master of Arts) an 

der Fachhochschule Schmalkalden erfolgt, wenn der Kandidat den Abschluss eines Hochschulstudiums mit min-
destens 40 Prozent wirtschaftswissenschaftlichen Inhalten oder ein abgeschlossenes Studium an einer staatli-
chen oder staatlich anerkannten Berufsakademie mit mindestens 40 Prozent wirtschaftswissenschaftlichen Inhal-
ten oder ein abgeschlossenes Studium an einer Verwaltungsfachhochschule mit mindestens 40% wirtschaftswis-
senschaftlichen Inhalten sowie eine einschlägige Berufserfahrung von mindestens einem Jahr nachweisen kann.  

 
(2) Der Studiengang Unternehmensführung (Master of Arts) ist ein berufsbegleitender Weiterbildungsstudiengang, 

der gemäß § 6 des Thüringer Hochschulgebühren- und -entgeltgesetzes gebührenpflichtig ist. Die Gebühr be-
trägt 2.360 € pro Semester. Nähere Einzelheiten zur Gebührenerhebung sind in der Gebührenordnung der 
Fachhochschule Schmalkalden geregelt. 
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§ 3 
Ziel und Inhalt des Studiengangs  

 
(1) Ziele des Studiums im weiterbildenden Masterstudiengang Unternehmensführung (Master of Arts) sind die Befä-

higung zum unternehmerischen Handeln auf Basis akademischen und praktischen Wissens, die Vertiefung we-
sentlicher Funktionsbereiche von Unternehmen, die Qualifizierung im Hinblick auf internationale Unterneh-
menstätigkeiten, die Sensibilisierung für die Bedeutung von und Befähigung zu nachhaltiger Unternehmensfüh-
rung sowie der Ausbau von Analyse- und Problemlösungskompetenzen. 

 
(2) Die Masterarbeit wird fachübergreifend durch kompetente Betreuer begleitet und als Individualarbeit betreut. Die 

Lehrveranstaltungen vermitteln neben erweiterten technischen Grundkenntnissen vor allem auf wissenschaftli-
chen Erkenntnissen und Methoden basierende vertiefende und spezielle Fachkenntnisse. 

 
(3) Die in den Vorlesungen vermittelten Methoden werden in den jeweiligen Übungen, Referaten und Hausarbeiten 

trainiert und gefestigt. 
 

§ 4 
Aufbau des Studiums 

 
(1) Das Studium umfasst fünf Semester. 
 
(2) Während der ersten vier Semester sind neben dem Besuch der Lehrveranstaltungen Hausarbeiten und Referate 

zu bearbeiten. Mit deren Aufgabenstellungen werden insbesondere die Inhalte der Lehrveranstaltungen der je-
weiligen Semester berührt. 

 
(3) Das fünfte Semester dient der Bearbeitung der Abschlussarbeit (Masterarbeit) und der Durchführung des Kollo-

quiums. 
 
(4) Die Modulbezeichnungen, der Stundenumfang, die zeitliche Abfolge und die ECTS-Kreditpunkte ergeben sich 

aus der in der Anlage aufgeführten Tabelle. 
 

§ 5 
Inkrafttreten 

 
(1) Diese Studienordnung tritt am ersten Tag des auf ihre Bekanntmachung im Verkündungsblatt der Fachhoch-

schule Schmalkalden folgenden Monats in Kraft.  
 
(2) Diese Studienordnung gilt erstmals für Studierende, die im Wintersemester 2014/2015 das Studium im weiterbil-

denden Masterstudiengang Unternehmensführung (Master of Arts) an der Fachhochschule Schmalkalden im 
ersten Studiensemester beginnen.  

 
  
Schmalkalden, den 21. August 2014 
 

Der Rektor 
Prof. Dr. Elmar Heinemann 
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Anlage  
 
Tabelle Unternehmensführung (Master of Arts)  
 
 

Veranstaltung/ Modulprüfung  
Fach-

semester 
1 

Fach-
semester 

2 

Fach-
semester 

3 

Fach-
semester 

4 

Fach-
semester 

5 
Σ 

 ECTS Pz 
in h 

Sz  
in h 

Pz 
in h 

Sz 
in h 

Pz 
in h 

Sz 
in h 

Pz 
in h 

Sz 
in h 

Pz 
in h 

Sz 
in h h 

Pflichtmodule: 
 

Volkswirtschaftliche  
Rahmenbedingungen 5 24 126         150 

Strategisches Management 5 24 126         150 

Wirtschaftsrechtliche 
Rahmenbedingungen 5 24 126         150 

Wissenschaftliche Methoden 
und Soft Skills 5 32 118         150 

Internationale  
Wirtschaftsbeziehungen 5   24 126       150 

Internationale  
Rechnungslegung 5   24 126       150 

Interkulturelles  
Management 5   32 118       150 

Funktions- und bereichs-
orientiertes Controlling 5     24 126     150 

Personalmanagement 5     24 126     150 

Marketingmanagement 5     24 126     150 

Qualitäts- und  
Risikomanagement 5     24 126     150 

IT-Management und  
Datensicherheit 5       24 126   150 

Projektmanagement 5       24 126   150 

Nachhaltiges Wirtschaften 5       32 118   150 

nachrichtlich:  
Masterarbeit und  
Kolloquium 

 
18 
2 

        
 

0 
8 

 
540 
  52 

600 

Σ h  104 496 80 370 96 504 80 370 8 592 2700 
Σ ECTS  20 15 20 15 20 90 

 
 
Pz = Präsenzzeit; Sz = Selbststudienzeit 
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Prüfungsordnung 
für den weiterbildenden Masterstudiengang Öffentliches Recht und Management  

(Master of Public Administration)  
an der Fakultät Wirtschaftsrecht der Fachhochschule Schmalkalden 

 
vom 21. August 2014 

 
 
Gemäß §§ 3 Abs. 1, 34 Abs. 3 des Thüringer Hochschulgesetzes (ThürHG) vom 21. Dezember 2006 (GVBl. S. 601), 
zuletzt geändert durch Artikel 9 des Gesetzes vom 18. Juli 2014 (GVBl. S. 406) in Verbindung mit §§ 14 Abs. 1 Satz 2 
Nr. 4, 19 Abs. 1 Satz 4 Nr. 4, 20 Abs. 1 Satz 2 der Grundordnung der Fachhochschule Schmalkalden vom 2. April 
2008 (Amtsblatt des Thüringer Kultusministeriums Nr. 4/2008 S. 166) erlässt die Fachhochschule Schmalkalden fol-
gende Prüfungsordnung für den weiterbildenden Masterstudiengang Öffentliches Recht und Management. Der Rat 
der Fakultät Wirtschaftsrecht hat am 21. Mai 2014 die Prüfungsordnung beschlossen; die Zentrale Studienkommissi-
on der Fachhochschule Schmalkalden hat am 28. Mai 2014 der Prüfungsordnung zugestimmt. Der Rektor der Fach-
hochschule Schmalkalden hat mit Erlass vom 21. August 2014 die Ordnung genehmigt. 
 
 
Inhaltsverzeichnis 
 
§ 1 Geltungsbereich, Bezeichnungen 
§ 2 Regelstudienzeit und Leistungsumfang 
§ 3 Prüfungsaufbau 
§ 4 Allgemeine Zulassungsvoraussetzungen 
§ 5 Prüfungsleistungen 
§ 6 Bewertung der Prüfungsleistungen und Bildung der Noten 
§ 7 Versäumnis, Rücktritt, Täuschung, Ordnungsverstoß 
§ 8 Bestehen und Nichtbestehen 
§ 9 Wiederholung der Prüfungsleistungen 
§  10 Anrechnung von Studienzeiten, Studien- und Prüfungsleistungen 
§ 11 Prüfungsausschuss für weiterbildende Studiengänge der Fakultät 
§ 12 Prüfer  
§ 13 Zuständigkeiten 
§ 14 Zweck und Durchführung der Masterprüfung 
§ 15 Art und Umfang der Masterprüfung 
§ 16 Ausgabe und Bearbeitungszeit der Masterarbeit 
§ 17 Abgabe, Bewertung und Wiederholung der Masterarbeit, Kolloquium 
§ 18 Bildung der Gesamtnote, Zeugnis und Diploma Supplement 
§  19 Mastergrad und Masterurkunde  
§ 20 Ungültigkeit der Masterprüfung 
§ 21 Einsicht in die Prüfungsakte 
§ 22 Inkrafttreten 
 
Anlage  Tabelle Öffentliches Recht und Management (Master of Public Administration) 
 
 

§ 1 
Geltungsbereich, Bezeichnungen 

 
(1) Diese Prüfungsordnung nach § 49 ThürHG gilt für den weiterbildenden Masterstudiengang Öffentliches Recht 

und Management mit dem Abschluss „Master of Public Administration (M.P.A.)“ an der Fakultät Wirtschaftsrecht 
der Fachhochschule Schmalkalden. 

 
(2) Status- und Funktionsbezeichnungen dieser Ordnung gelten jeweils in männlicher und weiblicher Form. 
   

 

§ 2 
Regelstudienzeit und Leistungsumfang 

 
(1) Die Regelstudienzeit beträgt fünf Semester. Sie umfasst vier theoretische Studiensemester und die Masterarbeit 

(5. Semester). Zeiten der Beurlaubung nach § 9 der Immatrikulationsordnung der Fachhochschule Schmalkalden 
bleiben bei der Berechnung der Regelstudienzeit unberücksichtigt. 
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(2) Es sind 90 ECTS-Kreditpunkte zu erwerben. 
 
(3) Der Studiengang Öffentliches Recht und Management (Master of Public Administration) ist ein berufsbegleiten-

der Weiterbildungsstudiengang mit einer Kombination aus Selbststudium und Präsenzphasen, der mit dem Mas-
terabschluss endet. 

 
§ 3 

Prüfungsaufbau 
 
(1) Die Masterprüfung besteht aus Modulprüfungen sowie aus der Masterarbeit und dem Kolloquium.  
 
(2) Modulprüfungen werden als Prüfungsleistungen studienbegleitend abgenommen.  
 
(3) Prüfungsleistungen sind einzelne konkrete Prüfungsvorgänge (mündliche oder schriftliche Prüfung). Eine Prü-

fungsleistung wird bewertet und nach § 6 Abs. 1 benotet.  
 

§ 4 
Allgemeine Zulassungsvoraussetzungen 

 
(1) An den Prüfungen kann nur teilnehmen, wer an der Fakultät Wirtschaftsrecht der Fachhochschule Schmalkalden 

für den weiterbildenden Studiengang Öffentliches Recht und Management (Master of Public Administration) das 
ganze Semester vor der jeweiligen Modulprüfung eingeschrieben ist: 

  
(2) Die Anmeldung zu einer Modulprüfung erfolgt automatisch beim Zentralen Prüfungsamt zu Beginn des Semes-

ters, in dem die entsprechenden Module angeboten werden. Eine Abmeldung ist bis zum dritten Werktag vor 
dem festgelegten Prüfungstermin möglich. Sie ist dem Zentralen Prüfungsamt gegenüber zu erklären.  

 
(3) Die Zulassung zu einer Modulprüfung darf nur abgelehnt werden, wenn 
 a) die in Absatz 1 genannten Voraussetzungen nicht erfüllt sind oder 
 b) der Kandidat die Masterprüfung in dem gewählten Studiengang endgültig nicht bestanden hat oder der Kan-

didat sich in dem gewählten Masterstudiengang in einem noch nicht abgeschlossenen Prüfungsverfahren be-
findet.  

  
§ 5 

Prüfungsleistungen 
 
(1) Prüfungsleistungen sind in Form einer Klausur, durch schriftliche Hausarbeiten oder durch Referate zu erbringen. 

Näheres wird in der Modulbeschreibung bestimmt. In den Prüfungsleistungen soll der Kandidat nachweisen, 
dass er in begrenzter Zeit und mit begrenzten Hilfsmitteln mit den gängigen Methoden des Prüfungsfaches Auf-
gaben lösen und Themen mit anerkannten wissenschaftlichen Methoden auf hohem Niveau bearbeiten kann. 

 
(2) Klausuren dürfen nicht überwiegend nach dem Multiple-Choice-Verfahren aufgebaut sein. Ihre Dauer beträgt 90 

Minuten. 
 
(3) Der Umfang schriftlicher Hausarbeiten liegt bei maximal 25 Seiten. Der Hausarbeit ist eine Versicherung beizu-

fügen, dass die Arbeit selbständig verfasst wurde und keine anderen als die angegebenen Quellen benutzt wor-
den sind.  

 
(4) Die Dauer der mündlichen Prüfungsleistungen (Referate) beträgt pro Kandidat und Modul mindestens 15 Minu-

ten und höchstens 45 Minuten.  
 
(5) Macht der Kandidat glaubhaft, dass er wegen länger andauernder oder ständiger körperlicher Behinderung oder 

Erkrankung nicht in der Lage ist, Prüfungsleistungen ganz oder teilweise in der vorgesehenen Form abzulegen, 
so wird dem Kandidaten gestattet, die Prüfungsleistungen innerhalb einer verlängerten Bearbeitungszeit oder 
gleichwertige Prüfungsleistungen in einer anderen Form zu erbringen. Dazu kann die Vorlage eines ärztlichen 
Attestes verlangt werden.  

 
(6) Die Art der Erbringung einer Prüfungsleistung wird am Beginn der Vorlesung bekanntgegeben. 
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§ 6 
Bewertung der Prüfungsleistungen und Bildung der Noten 

 
(1) Die Noten für die einzelnen Prüfungsleistungen werden von den jeweiligen Prüfern festgesetzt. Für die Bewer-

tung der Prüfungsleistungen sind folgende Noten zu verwenden: 
 

1  =  sehr gut    = hervorragende Leistung 
2  =  gut     = eine Leistung, die erheblich über den durchschnittlichen Anforderungen liegt 
3  =  befriedigend   = eine Leistung, die durchschnittlichen Anforderungen entspricht 
4  =  ausreichend   = eine Leistung, die trotz ihrer Mängel noch den Anforderungen entspricht 
5  =  nicht ausreichend = eine Leistung, die wegen erheblicher Mängel den  Anforderungen nicht mehr genügt. 

 
Zur differenzierten Bewertung der Prüfungsleistungen können einzelne Noten um 0,3 auf Zwischenwerte erhöht 
oder erniedrigt werden; die Noten 0,7; 4,3; 4,7 und 5,3 sind dabei ausgeschlossen. 

 
(2) Die Gesamtnote (§ 18) errechnet sich aus dem Durchschnitt der Noten der einzelnen Modulprüfungen. Es wird 

nur die erste Dezimalstelle hinter dem Komma berücksichtigt; alle weiteren Stellen werden ohne Rundung gestri-
chen. Die Gesamtnote lautet: 
 

 bei einem Durchschnitt bis einschließlich 1,5    = sehr gut 
 bei einem Durchschnitt von 1,6 bis einschließlich 2,5  = gut 
 bei einem Durchschnitt von 2,6 bis einschließlich 3,5  = befriedigend 

bei einem Durchschnitt von 3,6 bis einschließlich 4,0  = ausreichend. 
  
 

§ 7 
Versäumnis, Rücktritt, Täuschung, Ordnungsverstoß 

 
(1) Die Prüfungsleistung gilt als mit „nicht ausreichend” (5,0) bewertet, wenn der Kandidat einen für ihn bindenden 

Prüfungstermin ohne triftigen Grund versäumt oder wenn er von einer Prüfung, die er angetreten hat, ohne trifti-
gen Grund zurücktritt. Dasselbe gilt, wenn eine Prüfungsleistung nicht innerhalb der vorgegebenen Bearbei-
tungszeit erbracht wird.  

 
(2) Der für den Rücktritt oder das Versäumnis geltend gemachte Grund muss dem Prüfungsausschuss für weiterbil-

dende Studiengänge der Fakultät unverzüglich schriftlich angezeigt und glaubhaft gemacht werden. Bei Krank-
heit eines Kandidaten, eines von ihm zu versorgenden Kindes oder pflegebedürftigen Angehörigen hat der Kan-
didat unverzüglich ein ärztliches Attest und in Zweifelsfällen das Attest eines von der Hochschule benannten Arz-
tes vorzulegen. Wird der Grund anerkannt, ist die Prüfungsleistung zum nächstmöglichen Termin, d. h. in der 
Regel im Rahmen der Prüfungstermine des jeweils folgenden Studienjahres, zu wiederholen  

 
(3) Versucht der Kandidat das Ergebnis seiner Prüfungsleistungen durch Täuschung oder Mitführung nicht zugelas-

sener Hilfsmittel zu beeinflussen, wird die betreffende Leistung mit „nicht ausreichend” (5,0) bewertet. Ein Kandi-
dat, der den ordnungsgemäßen Ablauf der Prüfung stört, kann von dem jeweiligen Prüfer oder Aufsichtführenden 
von der Fortsetzung der Prüfung ausgeschlossen werden; in diesem Fall wird die Prüfungsleistung mit „nicht 
ausreichend” (5,0) bewertet.  

 
(4) Der Kandidat kann innerhalb der ersten zwei Monate des folgenden Semesters verlangen, dass die Entschei-

dungen nach Absatz 3 vom Prüfungsausschuss für weiterbildende Studiengänge der Fakultät überprüft werden. 
Entscheidungen sind dem Kandidaten unverzüglich schriftlich mitzuteilen. Im Falle einer Entscheidung zu Un-
gunsten des Kandidaten ist diese zu begründen und mit einer Rechtsbehelfsbelehrung zu versehen. 

 
§ 8 

Bestehen und Nichtbestehen 
 
(1) Eine Modulprüfung ist bestanden, wenn die Fachnote mindestens „ausreichend” (4,0) ist. Für  jede bestandene 

Modulprüfung erhält der Kandidat ECTS-Kreditpunkte entsprechend der Tabelle (Anlage).  
 
(2) Die Masterprüfung ist bestanden, wenn alle Modulprüfungen bestanden und damit 70 ECTS-Kreditpunkte in 

Modulprüfungen erreicht wurden sowie die Masterarbeit und das Kolloquium (insgesamt 20 ECTS-Kreditpunkte) 
mindestens mit „ausreichend” (4,0) bewertet wurden. Die Masterprüfung ist endgültig nicht bestanden, sobald ei-
ne Modulprüfung, die Masterarbeit oder das Kolloquium endgültig nicht bestanden ist. 
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(3) Prüfungsergebnisse sind unter Einhaltung des Datenschutzes in geeigneter Weise bekannt zu geben. Hat der 

Kandidat eine Modulprüfung nicht bestanden, wird er darüber informiert. Er muss auch Auskunft darüber erhal-
ten, ob und ggf. in welchem Umfang und in welcher Frist die Modulprüfung wiederholt werden kann. 

 
(4) Hat der Kandidat die Masterprüfung nicht bestanden, wird ihm auf Antrag und gegen Vorlage der entsprechen-

den Nachweise sowie der Exmatrikulationsbescheinigung eine Bescheinigung ausgestellt, die die erbrachten 
Prüfungsleistungen und deren Noten sowie die noch fehlenden Prüfungsleistungen enthält und erkennen lässt, 
dass die Masterprüfung nicht bestanden ist. 

 
§ 9 

Wiederholung der Prüfungsleistungen 
 
(1) Nicht bestandene Prüfungsleistungen können höchstens zweimal wiederholt werden. Die Wiederholung einer 

bestandenen Prüfungsleistung ist nicht zulässig.  
 
(2) Eine nicht bestandene Prüfungsleistung ist spätestens im Rahmen der Prüfungstermine des jeweils folgenden 

Studienjahres zu wiederholen. Eine Modulprüfung gilt als endgültig nicht bestanden, wenn eine Prüfungsleistung 
dreimal mit „nicht ausreichend“ (5,0) bewertet wurde. 

 
(3) Den Studierenden ist mindestens einmal pro Studienjahr die Gelegenheit zu bieten, alle Prüfungsleistungen zu 

erbringen. 
 
(4) Prüfungsleistungen sind im Fall der letzten Wiederholungsprüfung von zwei Prüfern zu bewerten. Die Note ergibt 

sich aus dem arithmetischen Mittel der Einzelbewertungen. 
 

§ 10 
Anrechnung von Studienzeiten, Studienleistungen und Prüfungsleistungen 

 
(1) Studienzeiten, Studienleistungen und Prüfungsleistungen sowie Praxissemester, die an einer anderen in- oder 

ausländischen staatlichen oder staatlich anerkannten Hochschule und staatlichen oder staatlich anerkannten 
Berufsakademien oder in anderen Studiengängen an der Fachhochschule Schmalkalden erbracht wurden, wer-
den auf Antrag angerechnet, sofern durch die Hochschule keine wesentlichen Unterschiede hinsichtlich der er-
worbenen Kompetenzen (Lernergebnisse) gegenüber dem Antragsteller nachgewiesen werden können. Über die 
Anrechnung entscheidet der Prüfungsausschuss für weiterbildende Studiengänge der Fakultät. Bei der Anrech-
nung von Studienzeiten, Studienleistungen und Prüfungsleistungen, die außerhalb der Bundesrepublik Deutsch-
land erbracht wurden, sind die von Kultusministerkonferenz und Hochschulrektorenkonferenz gebilligten Äquiva-
lenzvereinbarungen sowie Absprachen im Rahmen von Hochschulpartnerschaften zu beachten. 

 
(2) Werden Studienleistungen und Prüfungsleistungen angerechnet, sind die ECTS-Kreditpunkte sowie die Noten − 

soweit die Notensysteme vergleichbar sind − zu übernehmen und in die Berechnung der Gesamtnote einzube-
ziehen. Bei unvergleichbaren Notensystemen wird der Vermerk „bestanden” aufgenommen. Eine Kennzeichnung 
der Anrechnung im Zeugnis ist zulässig. 

 
(3) Bei Vorliegen der Voraussetzungen der Absätze 1 und 2 besteht ein Rechtsanspruch auf Anrechnung. Die An-

rechnung von Studienzeiten, Studienleistungen und Prüfungsleistungen sowie Praxissemestern erfolgt auf An-
trag. Der Studierende hat die für die Anrechnung erforderlichen Unterlagen vorzulegen. 

 
§ 11 

Prüfungsausschuss für weiterbildende Studiengänge der Fakultät 
 
(1) Für die Organisation von Masterprüfungen sowie die aus dieser Prüfungsordnung erwachsenden weiteren Auf-

gaben ist der Prüfungsausschuss für weiterbildende Studiengänge der Fakultät zuständig.  
 
(2) Der Prüfungsausschuss besteht aus vier hauptamtlich Lehrenden der Fakultät Wirtschaftsrecht und einem Mitar-

beiter des Zentrums für Weiterbildung. Die Mitglieder des Prüfungsausschusses werden vom Rat der Fakultät 
Wirtschaftsrecht bestellt. Der Prüfungsausschuss für weiterbildende Studiengänge der Fakultät wählt aus der 
Mitte der ihm durch Bestellung angehörenden Professoren den Vorsitzenden und seinen Stellvertreter. Der Vor-
sitzende führt im Regelfall die Geschäfte des Prüfungsausschusses. 

 
(3) Der Prüfungsausschuss für weiterbildende Studiengänge der Fakultät achtet darauf, dass die Bestimmungen 

dieser Prüfungsordnung eingehalten werden. Er berichtet regelmäßig der Fakultät über die Entwicklung der Prü-
fungsergebnisse sowie über die Verteilung der Modul- und Gesamtnoten. Der Bericht ist in geeigneter Weise 
durch die Fakultät offen zu legen. Der Prüfungsausschuss für weiterbildende Studiengänge der Fakultät gibt An-
regungen zur Reform der Studienordnungen/Studienpläne und Prüfungsordnungen. 
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(4) Die Mitglieder des Prüfungsausschusses haben das Recht, der Abnahme der Prüfungsleistungen beizuwohnen. 
 
(5) Die Mitglieder des Prüfungsausschusses unterliegen der Amtsverschwiegenheit. Sofern sie nicht im öffentlichen 

Dienst stehen, sind sie durch den Vorsitzenden zur Verschwiegenheit zu verpflichten. 
 

§ 12 
Prüfer 

 
(1) Zu Prüfern werden nur Professoren und andere nach § 48 Abs. 2 ThürHG prüfungsberechtigte Personen bestellt.  
 
(2) Die Namen der Prüfer sollen dem Kandidaten rechtzeitig bekanntgegeben werden. 
 
(3) Für die Prüfer gilt § 11 Abs. 5 entsprechend. 
 

§ 13   
Zuständigkeiten 

 
(1) Die Prüfer entscheiden über das Bestehen und Nichtbestehen (§ 8). 
 
(2) Der Prüfungsausschuss für weiterbildende Studiengänge der Fakultät entscheidet 
 1.  über die Folgen von Verstößen gegen Prüfungsvorschriften (§ 7),  
 2. über die Anrechnung von Studienzeiten, Studienleistungen und Prüfungsleistungen (§ 10), 
 3.  über die Bestellung der Prüfer (§ 12), 
 4. über Anträge auf Verlängerung der Bearbeitungszeit der Masterarbeit (§ 16 Abs. 4). 
 
(3) Soweit in dieser Prüfungsordnung nicht andere Bestimmungen getroffen sind, entscheidet der Prüfungsaus-

schuss für weiterbildende Studiengänge der Fakultät in Fragen der Prüfungsordnung. 
 

§ 14 
Zweck und Durchführung der Masterprüfung 

 
(1) Durch die Masterprüfung wird festgestellt, ob der Kandidat die Fähigkeit besitzt, wissenschaftliche Methoden und 

Erkenntnisse anzuwenden sowie vertiefende und spezielle Fachkenntnisse erworben hat. 
 
(2) Die Modulprüfungen der Masterprüfung werden studienbegleitend im Anschluss an die jeweiligen Lehrveranstal-

tungen durchgeführt. 
 

§ 15 
Art und Umfang der Masterprüfung 

 
(1) Die Masterprüfung besteht aus 12 Pflichtmodulen mit 60 ECTS-Kreditpunkten, zwei Wahlpflichtmodulen mit 10 

ECTS-Kreditpunkten, der Masterarbeit mit 18 ECTS-Kreditpunkten und dem Kolloquium mit 2 ECTS-
Kreditpunkten. 

 
(2) Gegenstand der Modulprüfungen sind die Stoffgebiete der den Prüfungsfächern nach Maßgabe der Studienord-

nung zugeordneten Lehrveranstaltungen. 
 

§ 16 
Ausgabe und Bearbeitungszeit der Masterarbeit 

 
(1) Die Masterarbeit soll zeigen, dass der Kandidat in der Lage ist, innerhalb einer vorgegebenen Frist ein Problem 

selbständig nach wissenschaftlichen Methoden zu bearbeiten. 
 
(2) Die Masterarbeit wird von einer der in § 12 benannten Personen ausgegeben und betreut.  
 
(3) Die Ausgabe der Masterarbeit erfolgt über den Prüfungsausschuss für weiterbildende Studiengänge der Fakultät. 

Thema und Zeitpunkt sind aktenkundig zu machen. Der Kandidat kann Themenwünsche äußern. Die Ausgabe 
der Masterarbeit kann in der Regel erst erfolgen, wenn der Kandidat 12 Pflichtmodulprüfungen erfolgreich abge-
legt hat.  

 
(4) Die Bearbeitungszeit für die Masterarbeit beträgt 24 Wochen. Thema, Aufgabenstellung und Umfang der Master-

arbeit sind vom Betreuer so zu begrenzen, dass die Frist zur Bearbeitung der Masterarbeit eingehalten werden 
kann. Die Bearbeitungszeit kann auf Antrag des Kandidaten aus Gründen, die er nicht zu vertreten hat, um 
höchstens 8 Wochen verlängert werden. 
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§ 17 
Abgabe, Bewertung und Wiederholung der Masterarbeit, Kolloquium 

 
(1) Die Masterarbeit ist fristgemäß zweifach in gebundener Form sowie in geeigneter elektronischer Form beim Be-

treuer abzugeben; der Abgabezeitpunkt ist aktenkundig zu machen. Bei der Abgabe hat der Kandidat schriftlich 
zu versichern, dass er seine Arbeit selbständig verfasst und keine anderen als die angegebenen Quellen und 
Hilfsmittel benutzt hat. 

 
(2) Die Begutachtung und Bewertung erfolgt durch den Betreuer und einen weiteren Prüfer. Die Note ergibt sich aus 

dem arithmetischen Mittel der Bewertungen beider Prüfer. Eine Rundung erfolgt nach § 6 Abs. 2 Satz 2. Die Be-
gutachtung muss spätestens drei Monate nach Abgabe abgeschlossen sein. Weichen die Noten der beiden Prü-
fer um mehr als zwei Notenstufen voneinander ab oder beurteilt einer der beiden Prüfer die Arbeit mit „nicht aus-
reichend“, wird durch den Prüfungsausschuss für weiterbildende Studiengänge der Fakultät ein dritter Prüfer be-
stellt. Die Note ergibt sich dann aus dem arithmetischen Mittel der Bewertungen aller drei Prüfer. 

 
(3) Die Masterarbeit kann bei einer Bewertung, die schlechter als „ausreichend” (4,0) ist oder bei nicht fristgerechter 

Abgabe nur einmal wiederholt werden. 
 
(4) Für die bestandene Masterarbeit erhält der Kandidat 18 ECTS-Kreditpunkte. Die Bewertung der Masterarbeit 

geht mit neun Zehnteln in die Bewertung der Gesamtleistung „Masterarbeit und Kolloquium“ ein. 
 
(5) Im Rahmen eines Kolloquiums soll der Kandidat seine Masterarbeit erläutern. Das Kolloquium erstreckt sich 

auch auf Fragen aus dem gesamten Fachgebiet, dem die Masterarbeit entnommen ist. Es kann erst abgelegt 
werden, wenn 70 ECTS-Kreditpunkte in Modulprüfungen erreicht sind und die Masterarbeit bestanden ist. Das 
Kolloquium wird vor zwei Prüfern oder vor einem Prüfer in Gegenwart eines sachkundigen Beisitzers abgelegt. 
Die Dauer des Kolloquiums beträgt mindestens 30 Minuten und höchstens 45 Minuten. Der Kandidat erhält für 
das bestandene Kolloquium 2 ECTS-Kreditpunkte. 

 
(6) Das Kolloquium wird analog § 6 Abs. 1 benotet. Die Bewertung des Kolloquiums geht mit einem Zehntel in die 

Bewertung der Gesamtleistung „Masterarbeit und Kolloquium“ ein. Ein nicht bestandenes Kolloquium kann ein-
mal wiederholt werden. 

 
§ 18 

Bildung der Gesamtnote, Zeugnis und Diploma Supplement 
 
(1) Die Gesamtnote ergibt sich als Summe der mit der jeweiligen ECTS-Kreditpunktezahl im Verhältnis zur insge-

samt erzielten ECTS-Kreditpunktezahl gewichteten Einzelnote 
 a) der Modulprüfungen und 
 b) der Masterarbeit und des Kolloquiums. 
  
 Eine Rundung erfolgt nach § 6 Abs. 2 Satz 2. 
 
(2) Über die bestandene Masterprüfung erhält der Kandidat ein Zeugnis. In das Zeugnis werden die Modulnoten, das 

Thema der Masterarbeit, die Note der Masterarbeit und des Kolloquiums sowie die Gesamtnote aufgenommen. 
Alle Noten werden in Worten und in Klammern dezimal mit einer Nachkommastelle angegeben.  

 
(3) Das Zeugnis trägt das Datum des Tages, an dem das Kolloquium erfolgreich absolviert worden ist. Es wird vom 

Dekan der Fakultät und dem Vorsitzenden des Prüfungsausschusses für weiterbildende Studiengänge der Fa-
kultät unterzeichnet. 

 
(4) Die Hochschule stellt ein Diploma Supplement (DS) entsprechend dem „Diploma Supplement Modell“ von Euro-

päischer Union/UNESCO aus. Als Darstellung des nationalen Bildungssystems (DS-Abschnitt 8) ist der zwischen 
Kultusministerkonferenz und Hochschulrektorenkonferenz abgestimmte Text in der jeweils geltenden Fassung zu 
verwenden.  
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§ 19 
Mastergrad und Masterurkunde 

 
(1) Ist die Masterprüfung bestanden, wird der Grad eines „Master of Public Administration (M.P.A.)“ verliehen. 
 
(2) Gleichzeitig mit dem Zeugnis erhält der Kandidat die Masterurkunde mit dem Datum des Zeugnisses. Darin wird 

die Verleihung des Mastergrades beurkundet. Die Masterurkunde wird vom Rektor unterzeichnet und mit dem 
Siegel der Fachhochschule versehen. 

 
§ 20 

Ungültigkeit der Masterprüfung 
 
(1) Hat der Kandidat bei einer Prüfungsleistung getäuscht und wird diese Tatsache erst nach Aushändigung des 

Zeugnisses bekannt, so kann die Note der Prüfungsleistung entsprechend § 7 Abs. 3 berichtigt werden. Gege-
benenfalls kann die Modulprüfung für „nicht ausreichend” und die Masterprüfung für nicht bestanden erklärt wer-
den. 

 
(2) Waren die Voraussetzungen für die Abnahme einer Prüfungsleistung nicht erfüllt, ohne dass der Kandidat hier-

über täuschen wollte, und wird diese Tatsache erst nach Aushändigung des Zeugnisses bekannt, so wird dieser 
Mangel durch das Bestehen der Prüfungsleistung geheilt. Hat der Kandidat vorsätzlich zu Unrecht erwirkt, dass 
er die Prüfungsleistung ablegen konnte, so kann die Prüfungsleistung für „nicht ausreichend” und die Master-
prüfung für nicht bestanden erklärt werden. 

 
(3) Dem Kandidaten ist vor einer Entscheidung Gelegenheit zur Äußerung zu geben. 
 
(4) Das unrichtige Zeugnis ist einzuziehen und gegebenenfalls ein neues zu erteilen. 
 

§ 21 
Einsicht in die Prüfungsakte 

 
Innerhalb eines Jahres nach Abschluss des Prüfungsverfahrens wird dem Kandidaten auf Antrag in angemessener 
Frist Einsicht in seine schriftlichen Prüfungsarbeiten gewährt. 
 

§ 22 
Inkrafttreten 

 
(1) Diese Prüfungsordnung tritt am ersten Tag des auf ihre Bekanntmachung im Verkündungsblatt der Fachhoch-

schule Schmalkalden folgenden Monats in Kraft.  
 
(2) Diese Prüfungsordnung gilt erstmals für Studierende, die im Wintersemester 2014/15 das Studium im weiterbil-

denden Masterstudiengang Öffentliches Recht und Management (Master of Public Administration) der Fach-
hochschule Schmalkalden im ersten Studiensemester beginnen. 

 
  
Schmalkalden, den 21. August 2014 
 

Der Rektor 
Prof. Dr. Elmar Heinemann 
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Anlage 1  
 
Tabelle Öffentliches Recht und Management (Master of Public Administration)  
 
 

Veranstaltung/ Modulprüfung  
Fach-

semester 
1 

Fach-
semester 

2 

Fach-
semester 

3 

Fach-
semester 

4 

Fach-
semester 

5 
Σ 

 ECTS Pz 
in h 

Sz  
in h 

Pz 
in h 

Sz 
in h 

Pz 
in h 

Sz 
in h 

Pz 
in h 

Sz 
in h 

Pz 
in h 

Sz 
in h h 

Pflichtmodule: 
  

          
 

Volkswirtschaftliche 
Grundstrukturen 5 24 126         150 

Betriebswirtschaftliche  
Grundstrukturen 5 24 126         150 

Rechtliche Grundstrukturen 5 24 126         150 

Methodische Grundlagen und 
Soft Skills 5 24 126         150 

Öffentliches Vertragsrecht 5   24 126       150 

Vergaberecht und Öffentlich-
Private Partnerschaften  5   24 126       150 

Sicherheit und Haftung 5   24 126       150 

Personal- und  
Organisationsmanagement 5     24 126     150 

Finanzmanagement und  
Controlling 5     24 126     150 

Marketingmanagement 5     24 126     150 

E-Government 5       24 126   150 

Projekt- und  
Innovationsmanagement 5       24 126   150 

Wahlpflichtmodule (2 aus 3):             

Infrastruktur und Energie 5       32 118   150 

Immobilienmanagement 5       32 118   150 

Compliance und  
Risikomanagement 5       32 118   150 

Masterarbeit und Kolloquium 20         8 592 600 

Σ h 
 

 96 504 72 378 72 378 112 488 8 592 2700 

 
Σ ECTS 
 

  
20 

 
15 

 
15 

 
20 

 
20 

 
90 
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Studienordnung 
für den weiterbildenden Masterstudiengang Öffentliches Recht und Management 

(Master of Public Administration) 
an der Fakultät Wirtschaftsrecht der Fachhochschule Schmalkalden  

 
vom 21. August 2014 

 
 
Gemäß §§ 3 Abs. 1, 34 Abs. 3 des Thüringer Hochschulgesetzes (ThürHG) vom 21. Dezember 2006 (GVBl. S. 601),  
zuletzt geändert durch Artikel 9 des Gesetzes vom 18. Juli 2014 (GVBl. S. 406) in Verbindung mit §§ 14 Abs. 1 Satz 
2 Nr. 4, 19 Abs 1 Satz 4 Nr. 4, 20 Abs. 1 Satz 2 der Grundordnung der Fachhochschule Schmalkalden vom 2. April 
2008 (Amtsblatt des Thüringer Kultusministeriums  Nr. 4/2008 S. 166) erlässt die Fachhochschule Schmalkalden auf 
der Grundlage der vom Rektor der Fachhochschule Schmalkalden am 21. August 2014 genehmigten Prüfungsord-
nung für den weiterbildenden Masterstudiengang Öffentliches Recht und Management folgende Studienordnung für 
den weiterbildenden Masterstudiengang Öffentliches Recht und Management. Der Rat der Fakultät Wirtschaftsrecht 
hat am 21. Mai 2014 die Studienordnung beschlossen; die Zentrale Studienkommission der Fachhochschule 
Schmalkalden hat am 28. Mai 2014 der Studienordnung zugestimmt. Der Rektor der Fachhochschule Schmalkalden 
hat mit Erlass vom 21. August 2014 die Ordnung genehmigt. 
 
 
Inhaltsverzeichnis 
 
§ 1  Geltungsbereich, Bezeichnungen  
§ 2  Studienvoraussetzungen und Studienbeginn  
§ 3  Ziel und Inhalt des Studiengangs 
§ 4  Aufbau des Studiums 
§ 5  Arten von Lehrveranstaltungen 
§ 5  Inkrafttreten 
 
Anlage 1 Tabelle Öffentliches Recht und Management (Master of Public Administration) 
Anlage 2 Praktikumsordnung 

 
§ 1 

Geltungsbereich, Bezeichnungen 
 
(1) Diese Studienordnung regelt auf der Grundlage der Prüfungsordnung für den weiterbildenden Masterstudien-

gang Öffentliches Recht und Management (Master of Public Administration) Ziele, Inhalt und Aufbau des Studi-
ums. 

  
(2) Status- und Funktionsbezeichnungen dieser Ordnung gelten jeweils in männlicher und weiblicher Form. 
 

§ 2 
Studienvoraussetzungen und Studienbeginn 

 
(1) Eine Zulassung zum Studium im weiterbildenden Masterstudiengang Öffentliches Recht und Management (Mas-

ter of Public Administration) an der Fachhochschule Schmalkalden erfolgt, wenn der Kandidat ein abgeschlosse-
nes Hochschulstudium, ein abgeschlossenes Studium an einer Verwaltungsfachhochschule oder ein abge-
schlossenes Studium an einer staatlichen oder staatlich anerkannten Berufsakademie sowie einschlägige Be-
rufserfahrung von mindestens einem Jahr nachweisen kann.  

 
(2) Bewerber, die im Erststudium einen Abschluss mit 180 ECTS-Kreditpunkten erworben haben, werden unter 

Auflage zum Studium zugelassen. Eine Zulassung unter Auflage verpflichtet die Bewerber, bis zum Abschluss 
des Studiums zusätzliche 30 ECTS-Kreditpunkte durch ergänzende Studienleistungen in Form eines Vollzeit-
praktikums von mindestens 20 Wochen sowie eines Praktikumsberichts zu erbringen, die nicht in die Gesamtno-
te einfließen. Näheres dazu regelt die Praktikumsordnung (Anlage 2). 

 
(3) In der Regel kann das Studium im ersten Fachsemester nur zu Beginn des Wintersemesters aufgenommen 

werden. 
 
(4) Der Studiengang Öffentliches Recht und Management (Master of Public Administration) ist ein berufsbegleiten-

der Weiterbildungsstudiengang, der gemäß § 6 des Thüringer Hochschulgebühren- und -entgeltgesetzes gebüh-
renpflichtig ist. Die Gebühr beträgt 2.360 € pro Semester. Nähere Einzelheiten zur Gebührenerhebung sind in 
der Gebührenordnung der Fachhochschule Schmalkalden geregelt. 
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§ 3 
Ziel und Inhalt des Studiengangs  

 
(1) Der weiterbildende Masterstudiengang Öffentliches Recht und Management (Master of Public Administration) 

bietet eine auf wissenschaftlicher Grundlage beruhende Weiterbildung für Beschäftigte öffentlicher Verwaltungen 
sowie öffentlicher Unternehmen und Non-Profit-Unternehmen, die befähigt werden sollen, auf ausgewählten Ge-
bieten des öffentlichen Rechts und der öffentlichen Wirtschaft verantwortlich tätig zu werden.   

 
(2) Die inhaltliche und methodische Ausrichtung des Masterstudiums vermittelt den Studierenden tiefgründige Fach-

kenntnisse, die sie zur selbständigen Lösung der Probleme des öffentlichen Rechts und Wirtschaftsrechts befä-
higen und sie in die Lage versetzen, den sich ständig ändernden beruflichen Anforderungen gerecht zu werden.   

 
(3) Nach bestandener Prüfung wird den Studierenden von der Fachhochschule Schmalkalden der akademische 

Grad „Master of Public Administration (M.P.A.)“ verliehen. 
 

§ 4 
Aufbau des Studiums 

 
(1) Das Studium umfasst fünf Semester. 
 
(2) Während der ersten vier Semester sind neben dem Besuch der Lehrveranstaltungen Hausarbeiten und Referate 

zu bearbeiten. Mit deren Aufgabenstellungen werden insbesondere die Inhalte der Lehrveranstaltungen der je-
weiligen Semester berührt. 

 
(3) Das fünfte Semester dient überwiegend der Bearbeitung der Abschlussarbeit (Masterarbeit).  
 
(4) Die Lehrveranstaltungen bestehen aus 12 Pflicht- und 2 Wahlpflichtmodulen. Die Modulbezeichnungen, der 

Stundenumfang, die zeitliche Abfolge und die ECTS-Kreditpunkte ergeben sich aus der Tabelle (Anlage 1).  
 
(5) Die Vorlesungssprache ist grundsätzlich Deutsch, einzelne Module können bei Bedarf in Englisch gehalten wer-

den. 
 

§ 5 
Arten von Lehrveranstaltungen 

 
Im weiterbildenden Studiengang Öffentliches Recht und Management (Master of Public Administration) können 
Lehrveranstaltungen in der folgenden Form durchgeführt werden: 
 

Vorlesung 
 

Zusammenhängende Darstellung und Vermittlung von Grund- und Spezialwissen sowie wissenschaftlicher Metho-
den; die Lehrinhalte werden hier durch enge Verbindungen des Vortrages mit dessen exemplarischer Vertiefung 
erarbeitet; der Lehrende vermittelt und entwickelt den Lehrstoff unter Beteiligung der Studierenden 
 

Übung 
 

Anwendungsbezogene Reflexion von Lehrstoffen; Vertiefung von Methodenkenntnissen durch Lösung exemplari-
scher Aufgaben, die in Einzel- und Gruppenarbeit gelöst werden 
 

Projektarbeit 
 

Selbständiges Lösen einer komplexen Aufgabenstellung mit wissenschaftlichen Methoden; dabei kann ein ganzes 
Spektrum von Methoden zur Anwendung gebracht werden; die gestellten Aufgaben werden im Rahmen von Projekt-
gruppen oder als Einzelarbeit gelöst  
 

§ 6 
Inkrafttreten 

 
(1) Diese Studienordnung tritt am ersten Tag des auf ihre Bekanntmachung im Verkündungsblatt der Fachhoch-

schule Schmalkalden folgenden Monats in Kraft.  
 
(2) Diese Studienordnung gilt erstmals für Studierende, die im Wintersemester 2014/2015 das Studium im weiterbil-

denden Masterstudiengang Öffentliches Recht und Management (Master of Public Administration) an der Fach-
hochschule Schmalkalden im ersten Studiensemester beginnen.  

 
  
Schmalkalden, den 21. August 2014 
 

Der Rektor 
Prof. Dr. Elmar Heinemann 
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Anlage 1  
 
Tabelle Öffentliches Recht und Management (Master of Public Administration)  
 
 

Veranstaltung/ Modulprüfung  
Fach-

semester 
1 

Fach-
semester 

2 

Fach-
semester 

3 

Fach-
semester 

4 

Fach-
semester 

5 
Σ 

 ECTS Pz 
in h 

Sz  
in h 

Pz 
in h 

Sz 
in h 

Pz 
in h 

Sz 
in h 

Pz 
in h 

Sz 
in h 

Pz 
in h 

Sz 
in h h 

Pflichtmodule: 
  

          
 

Volkswirtschaftliche 
Grundstrukturen 5 24 126         150 

Betriebswirtschaftliche  
Grundstrukturen 5 24 126         150 

Rechtliche Grundstrukturen 5 24 126         150 

Methodische Grundlagen und 
Soft Skills 5 24 126         150 

Öffentliches Vertragsrecht 5   24 126       150 

Vergaberecht und Öffentlich-
Private Partnerschaften  5   24 126       150 

Sicherheit und Haftung 5   24 126       150 

Personal- und  
Organisationsmanagement 5     24 126     150 

Finanzmanagement und  
Controlling 5     24 126     150 

Marketingmanagement 5     24 126     150 

E-Government 5       24 126   150 

Projekt- und  
Innovationsmanagement 5       24 126   150 

Wahlpflichtmodule (2 aus 3):             

Infrastruktur und Energie 5       32 118   150 

Immobilienmanagement 5       32 118   150 

Compliance und  
Risikomanagement 5       32 118   150 

Masterarbeit und Kolloquium 20         8 592 600 

Σ h 
 

 96 504 72 378 72 378 112 488 8 592 2700 

 
Σ ECTS 
 

  
20 

 
15 

 
15 

 
20 

 
20 

 
90 
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Anlage 2 
 

Praktikumsordnung  
für den weiterbildenden Masterstudiengang Öffentliches Recht und Management (Master of Public Administration) 

an der Fakultät Wirtschaftsrecht der Fachhochschule Schmalkalden 
 
 

§ 1 
Geltungsbereich 

 
Diese Ordnung regelt die Durchführung und Bewertung des Vollzeitpraktikums für Studierende des weiterbildenden 
Studienganges Öffentliches Recht und Management (Master of Public Administration), welche im Erststudium einen 
Abschluss mit 180 ECTS-Kreditpunkten erworben haben und deshalb nur unter Auflage zum Studium zugelassen 
werden (§ 2 Abs. 2 der Studienordnung). 
 

§ 2 
Dauer und Bewertung 

 
(1) Die Zulassung unter Auflage verpflichtet die Bewerber, bis zum Abschluss des Studiums zusätzliche 30 ECTS-

Kreditpunkte durch ergänzende Studienleistungen in Form eines Vollzeitpraktikums von mindestens 20 Wochen 
sowie eines Praktikumsberichts zu erbringen, die nicht in die Gesamtnote einfließen.  

 
(2) Für berufstätige Studierende besteht die Möglichkeit, den Nachweis des Vollzeitpraktikums durch eine projektge-

bundene Tätigkeit über den Zeitraum von 20 Wochen bei der aktuellen Arbeitsstelle zu erbringen.  
 
(3) Einschlägige berufliche Erfahrungen, die über die zur Zulassung notwendige einjährige Berufserfahrung hinaus-

gehen und mindestens 20 Wochen umfassen, können auf Antrag als Praktikum angerechnet werden. 
 
(4) Auf der Grundlage des Praktikumsberichts und des Tätigkeitsnachweises entscheidet der Prüfungsausschuss für 

weiterbildende Studiengänge darüber, ob die Studierenden das Vollzeitpraktikum erfolgreich abgeleistet haben 
und stellt hierüber eine entsprechende Bescheinigung aus.  

 
§ 3 

Praktikumsziel 
 
Ziel des Vollzeitpraktikums ist die Erlangung der Befähigung zur Lösung von konkreten praktischen Aufgabenstel-
lungen. Es soll ein hohes Maß an Kenntnissen und praktischen Fähigkeiten erworben werden, die für die spätere 
berufliche Tätigkeit als Absolvent mit dem Abschluss „Master of Public Administration (M.P.A.)“ relevant sind.  
 

§ 4 
Leitung und Betreuung 

 
(1) Eine Praktikantenbetreuung wird durch die Fakultät Wirtschaftsrecht gewährleistet. 
 
(2) Das Vollzeitpraktikum wird in Zusammenarbeit mit der Fachhochschule bei geeigneten Unternehmen oder Insti-

tutionen durchgeführt. Die Praktikumsstellen sind von den Studierenden zu benennen. 
 
(3) Nach Zustimmung des wissenschaftlichen Leiters des Studiengangs der Fakultät Wirtschaftsrecht schließen die 

Studierenden und die eine Praktikumsstelle anbietende Einrichtung einen Praktikumsvertrag.  
 Dieser regelt vor allem 
  

  1. die Verpflichtungen der Studierenden: 
 

  a) die im Rahmen des Praktikumsvertrages übertragenen Aufgaben sorgfältig und gewissenhaft auszuführen, 
  b) die gebotenen Praktikumsmöglichkeiten wahrzunehmen, 
  c) den zur Erreichung des Praktikumsziels erforderlichen Anordnungen der Praktikumsstelle und der von  

   dieser beauftragten Personen nachzukommen und die für die Praktikumsstelle geltenden Ordnungen,  
  insbesondere Arbeitszeitordnungen, Unfallverhütungsvorschriften und Bestimmungen zur Schweigepflicht  
  zu beachten, 
d) einen zeitlich gegliederten Bericht (Praktikumsbericht) nach Maßgabe der Fakultät zu erstellen, 

     aus dem Verlauf und Inhalt der praktischen Ausbildung ersichtlich ist, 
  e) ein Fernbleiben von der Praktikumsstelle unverzüglich der Fachhochschule und der die Praktikumsstelle  
    anbietenden Einrichtung anzuzeigen; 
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 2. die Verpflichtungen der die Praktikumsstelle anbietenden Einrichtung: 
  a) die Studierenden für die jeweils festgesetzte Zeitdauer auszubilden, 
  b) die von den Studierenden zu erstellenden Berichte zu prüfen, 
  c) einen Tätigkeitsnachweis zu erstellen, der Art und Inhalt der Tätigkeiten, Beginn und Ende der Ausbildungs-

zeit sowie Fehlzeiten ausweist, 
  d) einen Praktikumsbetreuer zu benennen. 
 
(4) Eine Ausfertigung des Praktikumsvertrages ist von den Studierenden unverzüglich dem wissenschaftlichen Leiter 

zu übergeben. 
 

§ 5 
Status der Praktikanten 

 
(1) Die Studierenden sind während des Vollzeitpraktikums nach § 2 Abs. 1 SGB VII gesetzlich gegen Unfall versi-

chert. Im Versicherungsfall übermittelt die Praxisstelle auch der Fachhochschule eine Kopie der Unfallanzeige. 
Das Haftpflichtrisiko der Studierenden am Praxisplatz ist in der Regel für die Laufzeit des Vertrages durch die 
allgemeine Betriebshaftpflichtversicherung der Praxisstelle gedeckt. Es wird den Studierenden empfohlen, eine 
der Dauer und dem Inhalt des Ausbildungsvertrages angepasste private Haftpflichtversicherung abzuschließen.  

 
(2) Während des praktischen Studiensemesters bleiben die Studierenden Mitglieder der Hochschule. 
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Prüfungsordnung 
für den weiterbildenden Masterstudiengang Recht der Unternehmenspraxis (Master of Laws)  

an der Fakultät Wirtschaftsrecht der Fachhochschule Schmalkalden 
 

vom 26. August 2014 
 
 
Gemäß §§ 3 Abs. 1, 34 Abs. 3 des Thüringer Hochschulgesetzes (ThürHG) vom 21. Dezember 2006 (GVBl. S. 601), 
zuletzt geändert durch Artikel 9 des Gesetzes vom 18. Juli 2014 (GVBl. S. 406) in Verbindung mit §§ 14 Abs. 1 Satz 2 
Nr. 4, 19 Abs. 1 Satz 4 Nr. 4, 20 Abs. 1 Satz 2 der Grundordnung der Fachhochschule Schmalkalden vom 2. April 
2008 (Amtsblatt des Thüringer Kultusministeriums Nr. 4/2008 S. 166) erlässt die Fachhochschule Schmalkalden fol-
gende Prüfungsordnung für den weiterbildenden Masterstudiengang Recht der Unternehmenspraxis. Der Rat der 
Fakultät Wirtschaftsrecht hat am 21. Mai 2014 die Prüfungsordnung beschlossen; die Zentrale Studienkommission 
der Fachhochschule Schmalkalden hat am 28. Mai 2014 der Prüfungsordnung zugestimmt. Der Rektor der Fach-
hochschule Schmalkalden hat mit Erlass vom 26. August 2014 die Ordnung genehmigt. 
 
 
Inhaltsverzeichnis 
 
§ 1 Geltungsbereich, Bezeichnungen 
§ 2 Regelstudienzeit und Leistungsumfang 
§ 3 Prüfungsaufbau 
§ 4 Allgemeine Zulassungsvoraussetzungen 
§ 5 Prüfungsleistungen 
§ 6 Bewertung der Prüfungsleistungen und Bildung der Noten 
§ 7 Versäumnis, Rücktritt, Täuschung, Ordnungsverstoß 
§ 8 Bestehen und Nichtbestehen 
§ 9 Wiederholung der Prüfungsleistungen 
§  10 Anrechnung von Studienzeiten, Studienleistungen und Prüfungsleistungen 
§ 11 Prüfungsausschuss für weiterbildende Studiengänge der Fakultät 
§ 12 Prüfer  
§ 13 Zuständigkeiten 
§ 14 Zweck und Durchführung der Masterprüfung 
§ 15 Art und Umfang der Masterprüfung 
§ 16 Ausgabe und Bearbeitungszeit der Masterarbeit 
§ 17 Abgabe, Bewertung und Wiederholung der Masterarbeit, Kolloquium 
§ 18 Bildung der Gesamtnote, Zeugnis und Diploma Supplement 
§  19 Mastergrad und Masterurkunde  
§ 20 Ungültigkeit der Masterprüfung 
§ 21 Einsicht in die Prüfungsakte 
§ 22 Inkrafttreten 
 
Anlage  Tabelle Recht der Unternehmenspraxis (Master of Laws) 
 
 

§ 1 
Geltungsbereich, Bezeichnungen 

 
(1) Diese Prüfungsordnung nach § 49 ThürHG gilt für den weiterbildenden Masterstudiengang Recht der Unterneh-

menspraxis mit dem Abschluss „Master of Laws (LL.M.)“ an der Fakultät Wirtschaftsrecht der Fachhochschule 
Schmalkalden. 

 
(2) Status- und Funktionsbezeichnungen dieser Ordnung gelten jeweils in männlicher und weiblicher Form. 
   

 

§ 2 
Regelstudienzeit und Leistungsumfang 

 
(1) Die Regelstudienzeit beträgt fünf Semester. Sie umfasst vier theoretische Studiensemester und die Masterarbeit 

(5. Semester). Zeiten der Beurlaubung nach § 9 der Immatrikulationsordnung der Fachhochschule Schmalkalden 
bleiben bei der Berechnung der Regelstudienzeit unberücksichtigt. 
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(2) Es sind 90 ECTS-Kreditpunkte zu erwerben. 
 
(3) Der Studiengang Recht der Unternehmenspraxis (Master of Laws) ist ein berufsbegleitender Weiterbildungsstu-

diengang mit einer Kombination aus Selbststudium und Präsenzphasen, der mit dem Masterabschluss endet. 
 

§ 3 
Prüfungsaufbau 

 
(1) Die Masterprüfung besteht aus Modulprüfungen sowie aus der Masterarbeit und dem Kolloquium.  
 
(2) Modulprüfungen werden als Prüfungsleistungen studienbegleitend abgenommen.  
 
(3) Prüfungsleistungen sind einzelne konkrete Prüfungsvorgänge (mündliche oder schriftliche Prüfung). Eine Prü-

fungsleistung wird bewertet und nach § 6 Abs. 1 benotet.  
 

§ 4 
Allgemeine Zulassungsvoraussetzungen 

 
(1) An den Prüfungen kann nur teilnehmen, wer an der Fakultät Wirtschaftsrecht der Fachhochschule Schmalkalden 

für den weiterbildenden Studiengang Recht der Unternehmenspraxis (Master of Laws) das ganze Semester vor 
der jeweiligen Modulprüfung eingeschrieben ist. 

  
(2) Die Anmeldung zu einer Modulprüfung erfolgt automatisch beim Zentralen Prüfungsamt zu Beginn des Semes-

ters, in dem die entsprechenden Module angeboten werden. Eine Abmeldung ist bis zum dritten Werktag vor 
dem festgelegten Prüfungstermin möglich. Sie ist dem Zentralen Prüfungsamt gegenüber zu erklären  

 
(3) Die Zulassung zu einer Modulprüfung darf nur abgelehnt werden, wenn 
 a) die in Absatz 1 genannten Voraussetzungen nicht erfüllt sind oder 
 b) der Kandidat die Masterprüfung in dem gewählten Studiengang endgültig nicht bestanden hat oder der Kan-

didat sich in dem gewählten Masterstudiengang in einem noch nicht abgeschlossenen Prüfungsverfahren be-
findet.  

  
§ 5 

Prüfungsleistungen 
 
(1) Prüfungsleistungen sind in Form einer Klausur, durch schriftliche Hausarbeiten oder durch Referate zu erbringen. 

Näheres wird in der Modulbeschreibung bestimmt. In den Prüfungsleistungen soll der Kandidat nachweisen, 
dass er in begrenzter Zeit und mit begrenzten Hilfsmitteln mit den gängigen Methoden des Prüfungsfaches Auf-
gaben lösen und Themen mit anerkannten wissenschaftlichen Methoden auf hohem Niveau bearbeiten kann. 

 
(2) Klausuren dürfen nicht überwiegend nach dem Multiple-Choice-Verfahren aufgebaut sein. Ihre Dauer beträgt 90 

Minuten. 
 
(3) Der Umfang schriftlicher Hausarbeiten liegt bei maximal 25 Seiten. Der Hausarbeit ist eine vom Kandidaten un-

terzeichnete Erklärung beizufügen, dass die Arbeit selbständig verfasst wurde und keine anderen als die ange-
gebenen Quellen benutzt worden sind.  

 
(4) Die Dauer der mündlichen Prüfungsleistungen (Referate) beträgt pro Kandidat und Modul mindestens 15 Minu-

ten und höchstens 45 Minuten.  
 
(5) Macht der Kandidat glaubhaft, dass er wegen länger andauernder oder ständiger körperlicher Behinderung oder 

Erkrankung nicht in der Lage ist, Prüfungsleistungen ganz oder teilweise in der vorgesehenen Form abzulegen, 
so wird dem Kandidaten gestattet, die Prüfungsleistungen innerhalb einer verlängerten Bearbeitungszeit oder 
gleichwertige Prüfungsleistungen in einer anderen Form zu erbringen. Dazu kann die Vorlage eines ärztlichen 
Attestes verlangt werden.  

 
(6) Die Art der Erbringung einer Prüfungsleistung wird am Beginn der Vorlesung bekanntgegeben. 
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§ 6 
Bewertung der Prüfungsleistungen und Bildung der Noten 

 
(1) Die Noten für die einzelnen Prüfungsleistungen werden von den jeweiligen Prüfern festgesetzt. Für die Bewer-

tung der Prüfungsleistungen sind folgende Noten zu verwenden: 
 

1  =  sehr gut    = hervorragende Leistung 
2  =  gut     = eine Leistung, die erheblich über den durchschnittlichen Anforderungen liegt 
3  =  befriedigend   = eine Leistung, die durchschnittlichen Anforderungen entspricht 
4  =  ausreichend   = eine Leistung, die trotz ihrer Mängel noch den Anforderungen entspricht 
5  =  nicht ausreichend = eine Leistung, die wegen erheblicher Mängel den  Anforderungen nicht mehr genügt. 

 
Zur differenzierten Bewertung der Prüfungsleistungen können einzelne Noten um 0,3 auf Zwischenwerte erhöht 
oder erniedrigt werden; die Noten 0,7; 4,3; 4,7 und 5,3 sind dabei ausgeschlossen. 

 
(2) Die Gesamtnote (§ 18) errechnet sich aus dem Durchschnitt der Noten der einzelnen Modulprüfungen. Es wird 

nur die erste Dezimalstelle hinter dem Komma berücksichtigt; alle weiteren Stellen werden ohne Rundung gestri-
chen. Die Gesamtnote lautet: 
 

 bei einem Durchschnitt bis einschließlich 1,5    = sehr gut 
 bei einem Durchschnitt von 1,6 bis einschließlich 2,5  = gut 
 bei einem Durchschnitt von 2,6 bis einschließlich 3,5  = befriedigend 

bei einem Durchschnitt von 3,6 bis einschließlich 4,0  = ausreichend. 
  
 

§ 7 
Versäumnis, Rücktritt, Täuschung, Ordnungsverstoß 

 
(1) Die Prüfungsleistung gilt als mit „nicht ausreichend” (5,0) bewertet, wenn der Kandidat einen für ihn bindenden 

Prüfungstermin ohne triftigen Grund versäumt oder wenn er von einer Prüfung, die er angetreten hat, ohne trifti-
gen Grund zurücktritt. Dasselbe gilt, wenn eine Prüfungsleistung nicht innerhalb der vorgegebenen Bearbei-
tungszeit erbracht wird.  

 
(2) Der für den Rücktritt oder das Versäumnis geltend gemachte Grund muss dem Prüfungsausschuss für weiterbil-

dende Studiengänge der Fakultät unverzüglich schriftlich angezeigt und glaubhaft gemacht werden. Bei Krank-
heit eines Kandidaten, eines von ihm zu versorgenden Kindes oder pflegebedürftigen Angehörigen hat der Kan-
didat unverzüglich ein ärztliches Attest und in Zweifelsfällen das Attest eines von der Hochschule benannten Arz-
tes vorzulegen. Wird der Grund anerkannt, ist die Prüfungsleistung zum nächstmöglichen Termin, d. h. in der 
Regel im Rahmen der Prüfungstermine des jeweils folgenden Studienjahres, zu wiederholen  

 
(3) Versucht der Kandidat das Ergebnis seiner Prüfungsleistungen durch Täuschung oder Mitführung nicht zugelas-

sener Hilfsmittel zu beeinflussen, wird die betreffende Leistung mit „nicht ausreichend” (5,0) bewertet. Ein Kandi-
dat, der den ordnungsgemäßen Ablauf der Prüfung stört, kann von dem jeweiligen Prüfer oder Aufsichtführenden 
von der Fortsetzung der Prüfung ausgeschlossen werden; in diesem Fall wird die Prüfungsleistung mit „nicht 
ausreichend” (5,0) bewertet.  

 
(4) Der Kandidat kann innerhalb der ersten zwei Monate des folgenden Semesters verlangen, dass die Entschei-

dungen nach Absatz 3 vom Prüfungsausschuss für weiterbildende Studiengänge der Fakultät überprüft werden. 
Entscheidungen sind dem Kandidaten unverzüglich schriftlich mitzuteilen. Im Falle einer Entscheidung zu Un-
gunsten des Kandidaten ist diese zu begründen und mit einer Rechtsbehelfsbelehrung zu versehen. 

 
§ 8 

Bestehen und Nichtbestehen 
 
(1) Eine Modulprüfung ist bestanden, wenn die Fachnote mindestens „ausreichend” (4,0) ist. Für  jede bestandene 

Modulprüfung erhält der Kandidat ECTS-Kreditpunkte entsprechend der Tabelle (Anlage).  
 
(2) Die Masterprüfung ist bestanden, wenn alle Modulprüfungen bestanden und damit 70 ECTS-Kreditpunkte in 

Modulprüfungen erreicht wurden sowie die Masterarbeit und das Kolloquium (insgesamt 20 ECTS-Kreditpunkte)  
mindestens mit „ausreichend” (4,0) bewertet wurden. Die Masterprüfung ist endgültig nicht bestanden, sobald ei-
ne Modulprüfung, die Masterarbeit oder das Kolloquium endgültig nicht bestanden ist. 
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(3) Prüfungsergebnisse sind unter Einhaltung des Datenschutzes in geeigneter Weise bekannt zu geben. Hat der 

Kandidat eine Modulprüfung nicht bestanden, wird er darüber informiert. Er muss auch Auskunft darüber erhal-
ten, ob und ggf. in welchem Umfang und in welcher Frist die Modulprüfung wiederholt werden kann. 

 
(4) Hat der Kandidat die Masterprüfung nicht bestanden, wird ihm auf Antrag und gegen Vorlage der entsprechen-

den Nachweise sowie der Exmatrikulationsbescheinigung eine Bescheinigung ausgestellt, die die erbrachten 
Prüfungsleistungen und deren Noten sowie die noch fehlenden Prüfungsleistungen enthält und erkennen lässt, 
dass die Masterprüfung nicht bestanden ist. 

 
§ 9 

Wiederholung der Prüfungsleistungen 
 
(1) Nicht bestandene Prüfungsleistungen können höchstens zweimal wiederholt werden. Die Wiederholung einer 

bestandenen Prüfungsleistung ist nicht zulässig.  
 
(2) Eine nicht bestandene Prüfungsleistung ist spätestens im Rahmen der Prüfungstermine des jeweils folgenden 

Studienjahres zu wiederholen. Eine Modulprüfung gilt als endgültig nicht bestanden, wenn eine Prüfungsleistung 
dreimal mit „nicht ausreichend“ (5,0) bewertet wurde. 

 
(3) Den Studierenden ist mindestens einmal pro Studienjahr die Gelegenheit zu bieten, alle Prüfungsleistungen zu 

erbringen. 
 
(4) Prüfungsleistungen sind im Fall der letzten Wiederholungsprüfung von zwei Prüfern zu bewerten. Die Note ergibt 

sich aus dem arithmetischen Mittel der Einzelbewertungen. 
 

§ 10 
Anrechnung von Studienzeiten, Studienleistungen und Prüfungsleistungen 

 
(1) Studienzeiten, Studienleistungen und Prüfungsleistungen sowie Praxissemester, die an einer anderen in- oder 

ausländischen staatlichen oder staatlich anerkannten Hochschule und staatlichen oder staatlich anerkannten 
Berufsakademien oder in anderen Studiengängen an der Fachhochschule Schmalkalden erbracht wurden, wer-
den auf Antrag angerechnet, sofern durch die Hochschule keine wesentlichen Unterschiede hinsichtlich der er-
worbenen Kompetenzen (Lernergebnisse) gegenüber dem Antragsteller nachgewiesen werden können. Über die 
Anrechnung entscheidet der Prüfungsausschuss für weiterbildende Studiengänge der Fakultät. Bei der Anrech-
nung von Studienzeiten, Studienleistungen und Prüfungsleistungen, die außerhalb der Bundesrepublik Deutsch-
land erbracht wurden, sind die von Kultusministerkonferenz und Hochschulrektorenkonferenz gebilligten Äquiva-
lenzvereinbarungen sowie Absprachen im Rahmen von Hochschulpartnerschaften zu beachten. 

 
(2) Werden Studienleistungen und Prüfungsleistungen angerechnet, sind die ECTS-Kreditpunkte sowie die Noten − 

soweit die Notensysteme vergleichbar sind − zu übernehmen und in die Berechnung der Gesamtnote einzube-
ziehen. Bei unvergleichbaren Notensystemen wird der Vermerk „bestanden” aufgenommen. Eine Kennzeichnung 
der Anrechnung im Zeugnis ist zulässig. 

 
(3) Bei Vorliegen der Voraussetzungen der Absätze 1 und 2 besteht ein Rechtsanspruch auf Anrechnung. Die An-

rechnung von Studienzeiten, Studienleistungen und Prüfungsleistungen sowie Praxissemestern erfolgt auf An-
trag. Der Studierende hat die für die Anrechnung erforderlichen Unterlagen vorzulegen. 

 
§ 11 

Prüfungsausschuss für weiterbildende Studiengänge der Fakultät 
 
(1) Für die Organisation von Masterprüfungen sowie die aus dieser Prüfungsordnung erwachsenden weiteren Auf-

gaben ist der Prüfungsausschuss für weiterbildende Studiengänge der Fakultät zuständig.  
 
(2) Der Prüfungsausschuss für weiterbildende Studiengänge der Fakultät besteht aus vier hauptamtlich Lehrenden 

der Fakultät Wirtschaftsrecht und einem Mitarbeiter des Zentrums für Weiterbildung. Die Mitglieder des Prü-
fungsausschusses werden vom Rat der Fakultät Wirtschaftsrecht bestellt. Der Prüfungsausschuss für weiterbil-
dende Studiengänge der Fakultät wählt aus der Mitte der ihm durch Bestellung angehörenden Professoren den 
Vorsitzenden und seinen Stellvertreter. Der Vorsitzende führt im Regelfall die Geschäfte des Prüfungsausschus-
ses. 

 
(3) Der Prüfungsausschuss für weiterbildende Studiengänge der Fakultät achtet darauf, dass die Bestimmungen 

dieser Prüfungsordnung eingehalten werden. Er berichtet regelmäßig der Fakultät über die Entwicklung der Prü-
fungsergebnisse sowie über die Verteilung der Modul- und Gesamtnoten. Der Bericht ist in geeigneter Weise 
durch die Fakultät offen zu legen. Der Prüfungsausschuss für weiterbildende Studiengänge der Fakultät gibt An-
regungen zur Reform der Studienordnungen/Studienpläne und Prüfungsordnungen. 
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(4) Die Mitglieder des Prüfungsausschusses haben das Recht, der Abnahme der Prüfungsleistungen beizuwohnen. 
 
(5) Die Mitglieder des Prüfungsausschusses unterliegen der Amtsverschwiegenheit. Sofern sie nicht im öffentlichen 

Dienst stehen, sind sie durch den Vorsitzenden zur Verschwiegenheit zu verpflichten. 
   

§ 12 
Prüfer 

 
(1) Zu Prüfern werden nur Professoren und andere nach § 48 Abs. 2 ThürHG prüfungsberechtigte Personen bestellt.  
 
(2) Die Namen der Prüfer sollen dem Kandidaten rechtzeitig bekanntgegeben werden. 
 
(3) Für die Prüfer gilt § 11 Abs. 5 entsprechend. 
 

§ 13   
Zuständigkeiten 

 
(1) Die Prüfer entscheiden über das Bestehen und Nichtbestehen (§ 8). 
 
(2) Der Prüfungsausschuss für weiterbildende Studiengänge der Fakultät entscheidet 
 1.  über die Folgen von Verstößen gegen Prüfungsvorschriften (§ 7),  
 2. über die Anrechnung von Studienzeiten, Studien- und Prüfungsleistungen  (§ 10), 
 3.  über die Bestellung der Prüfer (§ 12), 
 4. über Anträge auf Verlängerung der Bearbeitungszeit der Masterarbeit (§ 16 Abs. 4). 
 
(3) Soweit in dieser Prüfungsordnung nicht andere Bestimmungen getroffen sind, entscheidet der Prüfungsaus-

schuss für weiterbildende Studiengänge der Fakultät in Fragen der Prüfungsordnung. 
 

§ 14 
Zweck und Durchführung der Masterprüfung 

 
(1) Durch die Masterprüfung wird festgestellt, ob der Kandidat die Fähigkeit besitzt, wissenschaftliche Methoden und 

Erkenntnisse anzuwenden sowie vertiefende und spezielle Fachkenntnisse erworben hat. 
 
(2) Die Modulprüfungen der Masterprüfung werden studienbegleitend im Anschluss an die jeweiligen Lehrveranstal-

tungen durchgeführt. 
 

§ 15 
Art und Umfang der Masterprüfung 

 
(1) Die Masterprüfung besteht aus zehn Pflichtmodulen mit 50 ECTS-Kreditpunkten, vier Wahlpflichtmodulen mit 20 

ECTS-Kreditpunkten, der Masterarbeit mit 18 ECTS-Kreditpunkten und dem Kolloquium mit 2 ECTS-
Kreditpunkten. 

 
(2) Gegenstand der Modulprüfungen sind die Stoffgebiete der den Prüfungsfächern nach Maßgabe der Studienord-

nung zugeordneten Lehrveranstaltungen. 
 

§ 16 
Ausgabe und Bearbeitungszeit der Masterarbeit 

 
(1) Die Masterarbeit soll zeigen, dass der Kandidat in der Lage ist, innerhalb einer vorgegebenen Frist ein Problem 

selbständig nach wissenschaftlichen Methoden zu bearbeiten. 
 
(2) Die Masterarbeit wird von einer der in § 12 benannten Personen ausgegeben und betreut.  
 
(3) Die Ausgabe der Masterarbeit erfolgt über den Prüfungsausschuss für weiterbildende Studiengänge der Fakultät. 

Thema und Zeitpunkt sind aktenkundig zu machen. Der Kandidat kann Themenwünsche äußern. Die Ausgabe 
der Masterarbeit kann in der Regel erst erfolgen, wenn der Kandidat die 14 Pflichtmodulprüfungen erfolgreich 
abgelegt hat.  

 
(4) Die Bearbeitungszeit für die Masterarbeit beträgt 24 Wochen. Thema, Aufgabenstellung und Umfang der Master-

arbeit sind vom Betreuer so zu begrenzen, dass die Frist zur Bearbeitung der Masterarbeit eingehalten werden 
kann. Die Bearbeitungszeit kann auf Antrag des Kandidaten aus Gründen, die er nicht zu vertreten hat, um 
höchstens 8 Wochen verlängert werden. 
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§ 17 
Abgabe, Bewertung und Wiederholung der Masterarbeit, Kolloquium 

 
(1) Die Masterarbeit ist fristgemäß zweifach in gebundener Form sowie in geeigneter elektronischer Form beim Be-

treuer abzugeben. Der Abgabezeitpunkt ist aktenkundig zu machen. Bei der Abgabe hat der Kandidat schriftlich 
zu versichern, dass er seine Arbeit selbständig verfasst und keine anderen als die angegebenen Quellen und 
Hilfsmittel benutzt hat. 

 
(2) Die Begutachtung und Bewertung erfolgt durch den Betreuer und einen weiteren Prüfer. Die Note ergibt sich aus 

dem arithmetischen Mittel der Bewertungen beider Prüfer. Eine Rundung erfolgt nach § 6 Abs. 2 Satz 2. Die Be-
gutachtung muss spätestens drei Monate nach Abgabe abgeschlossen sein. Weichen die Noten der beiden Prü-
fer um mehr als zwei Notenstufen voneinander ab oder beurteilt einer der beiden Prüfer die Arbeit mit „nicht aus-
reichend“, wird durch den Prüfungsausschuss für weiterbildende Studiengänge der Fakultät ein dritter Prüfer be-
stellt. Die Note ergibt sich dann aus dem arithmetischen Mittel der Bewertungen aller drei Prüfer. 

 
(3) Die Masterarbeit kann bei einer Bewertung, die schlechter als „ausreichend” (4,0) ist oder bei nicht fristgerechter 

Abgabe nur einmal wiederholt werden. 
 
(4) Für die bestandene Masterarbeit erhält der Kandidat 18 ECTS-Kreditpunkte. Die Bewertung der Masterarbeit 

geht mit neun Zehnteln in die Bewertung der Gesamtleistung „Masterarbeit und Kolloquium“ ein. 
 
(5) Im Rahmen eines Kolloquiums soll der Kandidat seine Masterarbeit erläutern. Das Kolloquium erstreckt sich 

auch auf Fragen aus dem gesamten Fachgebiet, dem die Masterarbeit entnommen ist. Es kann erst abgelegt 
werden, wenn 70 ECTS-Kreditpunkte in Modulprüfungen erreicht sind und die Masterarbeit bestanden ist. Das 
Kolloquium wird vor zwei Prüfern abgelegt. Die Dauer des Kolloquiums beträgt mindestens 30 Minuten und 
höchstens 45 Minuten. Der Kandidat erhält für das bestandene Kolloquium 2 ECTS-Kreditpunkte. 

 
(6) Das Kolloquium wird analog § 6 Abs. 1 benotet. Die Bewertung des Kolloquiums geht mit einem Zehntel in die 

Bewertung der Gesamtleistung „Masterarbeit und Kolloquium“ ein. Ein nicht bestandenes Kolloquium kann ein-
mal wiederholt werden. 

 
§ 18 

Bildung der Gesamtnote, Zeugnis und Diploma Supplement 
 
(1) Die Gesamtnote ergibt sich als Summe der mit der jeweiligen ECTS-Kreditpunktezahl im Verhältnis zur insge-

samt erzielten ECTS-Kreditpunktezahl gewichteten Einzelnote 
 a) der Modulprüfungen und 
 b) der Masterarbeit und des Kolloquiums. 
  
 Eine Rundung erfolgt nach § 6 Abs. 2 Satz 2. 
 
(2) Über die bestandene Masterprüfung erhält der Kandidat ein Zeugnis. In das Zeugnis werden die Modulnoten, das 

Thema der Masterarbeit, die Note der Masterarbeit und des Kolloquiums sowie die Gesamtnote aufgenommen. 
Alle Noten werden in Worten und in Klammern dezimal mit einer Nachkommastelle angegeben.  

 
(3) Das Zeugnis trägt das Datum des Tages, an dem das Kolloquium erfolgreich absolviert worden ist. Es wird vom 

Dekan der Fakultät und dem Vorsitzenden des Prüfungsausschusses für weiterbildende Studiengänge der Fa-
kultät unterzeichnet. 

 
(4) Die Hochschule stellt ein Diploma Supplement (DS) entsprechend dem „Diploma Supplement Modell“ von Euro-

päischer Union/UNESCO aus. Als Darstellung des nationalen Bildungssystems (DS-Abschnitt 8) ist der zwischen 
Kultusministerkonferenz und Hochschulrektorenkonferenz abgestimmte Text in der jeweils geltenden Fassung zu 
verwenden.  

 
§ 19 

Mastergrad und Masterurkunde 
 

(1) Ist die Masterprüfung bestanden, wird der Grad eines „Master of Laws (LL.M.)“ verliehen. 
 
(2) Gleichzeitig mit dem Zeugnis erhält der Kandidat die Masterurkunde mit dem Datum des Zeugnisses. Darin wird 

die Verleihung des Mastergrades beurkundet. Die Masterurkunde wird vom Rektor unterzeichnet und mit dem 
Siegel der Fachhochschule versehen. 
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§ 20 
Ungültigkeit der Masterprüfung 

 
(1) Hat der Kandidat bei einer Prüfungsleistung getäuscht und wird diese Tatsache erst nach Aushändigung des 

Zeugnisses bekannt, so kann die Note der Prüfungsleistung entsprechend § 7 Abs. 3 berichtigt werden. Gege-
benenfalls kann die Modulprüfung für „nicht ausreichend” und die Masterprüfung für nicht bestanden erklärt wer-
den. 

 
(2) Waren die Voraussetzungen für die Abnahme einer Prüfungsleistung nicht erfüllt, ohne dass der Kandidat hier-

über täuschen wollte, und wird diese Tatsache erst nach Aushändigung des Zeugnisses bekannt, so wird dieser 
Mangel durch das Bestehen der Prüfungsleistung geheilt. Hat der Kandidat vorsätzlich zu Unrecht erwirkt, dass 
er die Prüfungsleistung ablegen konnte, so kann die Prüfungsleistung für „nicht ausreichend” und die Master-
prüfung für nicht bestanden erklärt werden. 

 
(3) Dem Kandidaten ist vor einer Entscheidung Gelegenheit zur Äußerung zu geben. 
 
(4) Das unrichtige Zeugnis ist einzuziehen und gegebenenfalls ein neues zu erteilen. 
 

§ 21 
Einsicht in die Prüfungsakte 

 
Innerhalb eines Jahres nach Abschluss des Prüfungsverfahrens wird dem Kandidaten auf Antrag in angemessener 
Frist Einsicht in seine schriftlichen Prüfungsarbeiten gewährt. 
 

§ 22 
Inkrafttreten 

 
(1) Diese Prüfungsordnung tritt am ersten Tag des auf ihre Bekanntmachung im Verkündungsblatt der Fachhoch-

schule Schmalkalden folgenden Monats in Kraft.  
 
(2) Diese Prüfungsordnung gilt erstmals für Studierende, die im Wintersemester 2014/15 das Studium im weiterbil-

denden Masterstudiengang Recht der Unternehmenspraxis (Master of Laws) an der Fachhochschule Schmalkal-
den im ersten Studiensemester beginnen. 

 
  
Schmalkalden, den 26. August 2014 
 

Der Rektor 
Prof. Dr. Elmar Heinemann 
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Anlage 1  
 
Tabelle Recht der Unternehmenspraxis (Master of Laws) 
 

Veranstaltung/ Modulprüfung  
Fach-

semester 
1 

Fach-
semester 

2 

Fach-
semester 

3 

Fach-
semester 

4 

Fach-
semester 

5 
Σ 

 ECTS Pz 
in h 

Sz  
in h 

Pz 
in h 

Sz  
in h 

Pz 
in h 

Sz 
in h 

Pz 
in h 

Sz  
in h 

Pz 
in h 

Sz  
in h h 

Pflichtmodule: 
 

          
 

Wirtschaftsprivatrecht 5 32 118         150 

Unternehmens- und  
Insolvenzrecht 5 32 118         150 

Juristische Arbeitspraxis und 
Verhandlungsführung 5 16 134         150 

Arbeitsrecht und  
Personalmanagement 5   24 126       150 

Steuer- und Bilanzrecht 5   24 126       150 

Informations- und  
Kommunikationsrecht 5   24 126       150 

Öffentliches Recht 5   24 126       150 

Vertragsgestaltung  
und Mediation 5     24 126     150 

Wettbewerbsrecht  
und Compliance 5     24 126     150 

Grenzüberschreitender Handel 5     24 126     150 

Wahlpflichtmodule (4 aus 6): 
            

Betriebliches Technologierecht 5       32 118   150 

Vertriebsrecht 5       32 118   150 

Energiemarkt und Regulierung 5       32 118   150 

Strom-, Gas- und Wärmemarkt 
im Umbruch: Energiewende 5       32 118   150 

Schutz von Innovationen 5       32 118   150 

Branchenspezifische  
Schutzrechte 5       32 118   150 

nachrichtlich:             

Masterarbeit und Kolloquium 20         8 592 600 

Σ h 
 

 80 370 96 504 72 378 128 472 8 592 2700 

 
Σ ECTS 
 

  
15 

 
20 

 
15 

 
20 

 
20 

 
90 
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Studienordnung 
für den weiterbildenden Masterstudiengang Recht der Unternehmenspraxis (Master of Laws) 

an der Fakultät Wirtschaftsrecht der Fachhochschule Schmalkalden  
 

vom 26. August 2014 
 
 
Gemäß §§ 3 Abs. 1, 34 Abs. 3 des Thüringer Hochschulgesetzes (ThürHG) vom 21. Dezember 2006 (GVBl. S. 601),  
zuletzt geändert durch Artikel 9 des Gesetzes vom 18. Juli 2014 (GVBl. S. 406) in Verbindung mit §§ 14 Abs. 1 Satz 
2 Nr. 4, 19 Abs 1 Satz 4 Nr. 4, 20 Abs. 1 Satz 2 der Grundordnung der Fachhochschule Schmalkalden vom 2. April 
2008 (Amtsblatt des Thüringer Kultusministeriums  Nr. 4/2008 S. 166) erlässt die Fachhochschule Schmalkalden auf 
der Grundlage der vom Rektor der Fachhochschule Schmalkalden am 26. August 2014 genehmigten Prüfungsord-
nung für den weiterbildenden Masterstudiengang Recht der Unternehmenspraxis folgende Studienordnung für den 
weiterbildenden Masterstudiengang Recht der Unternehmenspraxis. Der Rat der Fakultät Wirtschaftsrecht hat am 
21. Mai 2014 die Studienordnung beschlossen; die Zentrale Studienkommission der Fachhochschule Schmalkalden 
hat am 28. Mai 2014 der Studienordnung zugestimmt. Der Rektor der Fachhochschule Schmalkalden hat mit Erlass 
vom 26. August 2014 die Ordnung genehmigt. 
 
 
Inhaltsverzeichnis 
 
§ 1  Geltungsbereich, Bezeichnungen  
§ 2  Studienvoraussetzungen und Studienbeginn  
§ 3  Ziel und Inhalt des Studiengangs 
§ 4  Aufbau des Studiums 
§ 5  Arten von Lehrveranstaltungen 
§ 6  Inkrafttreten 
 
Anlage 1 Tabelle Recht der Unternehmenspraxis (Master of Laws) 
Anlage 2 Praktikumsordnung 

 
§ 1 

Geltungsbereich, Bezeichnungen 
 
(1) Diese Studienordnung regelt auf der Grundlage der Prüfungsordnung für den weiterbildenden Masterstudien-

gang Recht der Unternehmenspraxis mit dem Abschluss „Master of Laws (LL.M.)“ Ziele, Inhalt und Aufbau des 
Studiums. 

  
(2) Status- und Funktionsbezeichnungen dieser Ordnung gelten jeweils in männlicher und weiblicher Form. 
 

§ 2 
Studienvoraussetzungen und Studienbeginn 

 
(1) Eine Zulassung zum Studium im weiterbildenden Studiengang Recht der Unternehmenspraxis (Master of Laws) 

an der Fachhochschule Schmalkalden erfolgt, wenn der Kandidat ein abgeschlossenes Hochschulstudium, ein 
abgeschlossenes Studium an einer Verwaltungsfachhochschule oder ein abgeschlossenes Studium an einer 
staatlichen oder staatlich anerkannten Berufsakademie sowie einschlägige Berufserfahrung von mindestens ei-
nem Jahr nachweisen kann. Darüber hinaus muss der Kandidat im Erststudium oder in seiner beruflichen Tätig-
keit Rechtskenntnisse erworben haben. Dies ist insbesondere dann anzunehmen, wenn im Erststudium Leistun-
gen mit rechtlichem Bezug von 15 ECTS erbracht wurden oder die Berufserfahrung i. S. d. Satzes 1 im Umfang 
von 25 Prozent der Tätigkeit mit rechtlichen Themen zusammenhängt.     

 
(2) Bewerber, die im Erststudium einen Abschluss mit 180 ECTS-Kreditpunkten erworben haben, werden unter 

Auflage zum Studium zugelassen. Eine Zulassung unter Auflage verpflichtet die Bewerber, bis zum Abschluss 
des Studiums zusätzliche 30 ECTS-Kreditpunkte durch ergänzende Studienleistungen in Form eines Vollzeit-
praktikums von mindestens 20 Wochen sowie eines Praktikumsberichts zu erbringen, die nicht in die Gesamtno-
te einfließen. Näheres dazu regelt die Praktikumsordnung (Anlage 2). 

 
(3) In der Regel kann das Studium im ersten Fachsemester nur zu Beginn des Wintersemesters aufgenommen 

werden. 
 
(4) Der Studiengang Recht der Unternehmenspraxis (Master of Laws) ist ein berufsbegleitender Weiterbildungsstu-

diengang, der gemäß § 6 des Thüringer Hochschulgebühren- und -entgeltgesetzes gebührenpflichtig ist. Die 
Gebühr beträgt 2.360 € pro Semester. Nähere Einzelheiten zur Gebührenerhebung sind in der Gebührenord-
nung der Fachhochschule Schmalkalden geregelt. 
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§ 3 
Ziel und Inhalt des Studiengangs  

 
(1) Der weiterbildende Masterstudiengang Recht der Unternehmenspraxis (Master of Laws) bietet eine auf wissen-

schaftlicher Grundlage beruhende Weiterbildung für Nichtjuristen, die befähigt werden sollen, auf ausgewählten 
Gebieten des nationalen und internationalen Wirtschaftsrechts verantwortlich tätig zu werden.   

 
(2) Die inhaltliche und methodische Ausrichtung des Masterstudiums vermittelt den Studierenden tiefgründige Fach-

kenntnisse, die sie zur selbständigen Lösung der Probleme des Wirtschaftsrechts befähigen und sie in die Lage 
versetzen, den sich ständig ändernden beruflichen Anforderungen gerecht zu werden.   

 
(3) Nach bestandener Prüfung wird den Studierenden von der Fachhochschule Schmalkalden der akademische 

Grad „Master of Laws (LL.M.)“ verliehen. 
 

§ 4 
Aufbau des Studiums 

 
(1) Das Studium umfasst fünf Semester. 
 
(2) Während der ersten vier Semester sind neben dem Besuch der Lehrveranstaltungen Hausarbeiten und Referate 

zu bearbeiten. Mit deren Aufgabenstellungen werden insbesondere die Inhalte der Lehrveranstaltungen der je-
weiligen Semester berührt. 

 
(3) Das fünfte Semester dient überwiegend der Bearbeitung der Abschlussarbeit (Masterarbeit).  
 
(4) Die Lehrveranstaltungen bestehen aus 10 Pflicht- und 4 Wahlpflichtmodulen. Die Modulbezeichnungen, der 

Stundenumfang, die zeitliche Abfolge und die ECTS-Kreditpunkte ergeben sich aus der Tabelle (Anlage 1).  
 
(5) Die Vorlesungssprache ist grundsätzlich Deutsch, einzelne Module können bei Bedarf in Englisch gehalten wer-

den. 
 

§ 5 
Arten von Lehrveranstaltungen 

 
Im weiterbildenden Studiengang Recht der Unternehmenspraxis (Master of Laws) können Lehrveranstaltungen in 
der folgenden Form durchgeführt werden: 
 

Vorlesung 
 

Zusammenhängende Darstellung und Vermittlung von Grund- und Spezialwissen sowie wissenschaftlicher Metho-
den; die Lehrinhalte werden hier durch enge Verbindungen des Vortrages mit dessen exemplarischer Vertiefung 
erarbeitet; der Lehrende vermittelt und entwickelt den Lehrstoff unter Beteiligung der Studierenden 
 

Übung 
 

Anwendungsbezogene Reflexion von Lehrstoffen; Vertiefung von Methodenkenntnissen durch Lösung exemplari-
scher Aufgaben, die in Einzel- und Gruppenarbeit gelöst werden 
 

Projektarbeit 
 

Selbständiges Lösen einer komplexen Aufgabenstellung mit wissenschaftlichen Methoden; dabei kann ein ganzes 
Spektrum von Methoden zur Anwendung gebracht werden; die gestellten Aufgaben werden im Rahmen von Projekt-
gruppen oder als Einzelarbeit gelöst  
 

§ 6 
Inkrafttreten 

 
(1) Diese Studienordnung tritt am ersten Tag des auf ihre Bekanntmachung im Verkündungsblatt der Fachhoch-

schule Schmalkalden folgenden Monats in Kraft.  
 
(2) Diese Studienordnung gilt erstmals für Studierende, die im Wintersemester 2014/2015 das Studium im weiterbil-

denden Masterstudiengang Recht der Unternehmenspraxis (Master of Laws) an der Fachhochschule Schmal-
kalden im ersten Studiensemester beginnen.  

 
  
Schmalkalden, den 26. August 2014 
 

Der Rektor 
Prof. Dr. Elmar Heinemann 
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Anlage 1  
 
Tabelle Recht der Unternehmenspraxis (Master of Laws) 
 
 

Veranstaltung/ Modulprüfung  
Fach-

semester 
1 

Fach-
semester 

2 

Fach-
semester 

3 

Fach-
semester 

4 

Fach-
semester 

5 
Σ 

 ECTS Pz 
in h 

Sz  
in h 

Pz 
in h 

Sz  
in h 

Pz 
in h 

Sz 
in h 

Pz 
in h 

Sz  
in h 

Pz 
in h 

Sz  
in h h 

Pflichtmodule: 
 

          
 

Wirtschaftsprivatrecht 5 32 118         150 

Unternehmens- und  
Insolvenzrecht 5 32 118         150 

Juristische Arbeitspraxis und 
Verhandlungsführung 5 16 134         150 

Arbeitsrecht und  
Personalmanagement 5   24 126       150 

Steuer- und Bilanzrecht 5   24 126       150 

Informations- und  
Kommunikationsrecht 5   24 126       150 

Öffentliches Recht 5   24 126       150 

Vertragsgestaltung  
und Mediation 5     24 126     150 

Wettbewerbsrecht  
und Compliance 5     24 126     150 

Grenzüberschreitender Handel 5     24 126     150 

Wahlpflichtmodule (4 aus 6): 
            

Betriebliches Technologierecht 5       32 118   150 

Vertriebsrecht 5       32 118   150 

Energiemarkt und Regulierung 5       32 118   150 

Strom-, Gas- und Wärmemarkt 
im Umbruch: Energiewende 5       32 118   150 

Schutz von Innovationen 5       32 118   150 

Branchenspezifische  
Schutzrechte 5       32 118   150 

nachrichtlich:             

Masterarbeit und Kolloquium 20         8 592 600 

Σ h 
 

 80 370 96 504 72 378 128 472 8 592 2700 

 
Σ ECTS 
 

  
15 

 
20 

 
15 

 
20 

 
20 

 
90 

 

 
 

VERKÜNDUNGSBLATT NR. 4/2014                                                     SEITE 166 
 



 
 
 
 
 
Anlage 2 
 

Praktikumsordnung  
für den weiterbildenden Masterstudiengang Recht der Unternehmenspraxis (Master of Laws) 

an der Fakultät Wirtschaftsrecht der Fachhochschule Schmalkalden 
 
 

§ 1 
Geltungsbereich 

 
Diese Ordnung regelt die Durchführung und Bewertung des Vollzeitpraktikums für Studierende des weiterbildenden 
Studienganges Recht der Unternehmenspraxis (Master of Laws), welche im Erststudium einen Abschluss mit 180 
ECTS-Kreditpunkten erworben haben und deshalb nur unter Auflage zum Studium zugelassen werden (§ 2 Abs. 2 
der Studienordnung). 
 

§ 2 
Dauer und Bewertung 

 
(1) Die Zulassung unter Auflage verpflichtet die Bewerber, bis zum Abschluss des Studiums zusätzliche 30 ECTS-

Kreditpunkte durch ergänzende Studienleistungen in Form eines Vollzeitpraktikums von mindestens 20 Wochen 
sowie eines Praktikumsberichts zu erbringen, die nicht in die Gesamtnote einfließen.  

 
(2) Für berufstätige Studierende besteht die Möglichkeit, den Nachweis des Vollzeitpraktikums durch eine projektge-

bundene Tätigkeit über den Zeitraum von 20 Wochen bei der aktuellen Arbeitsstelle zu erbringen.  
 
(3) Einschlägige berufliche Erfahrungen, die über die zur Zulassung notwendige einjährige Berufserfahrung hinaus-

gehen und mindestens 20 Wochen umfassen, können auf Antrag als Praktikum angerechnet werden. 
 
(4) Auf der Grundlage des Praktikumsberichts und des Tätigkeitsnachweises entscheidet der Prüfungsausschuss für 

weiterbildende Studiengänge der Fakultät darüber, ob die Studierenden das Vollzeitpraktikum erfolgreich abge-
leistet haben und stellt hierüber eine entsprechende Bescheinigung aus.  

 
§ 3 

Praktikumsziel 
 
Ziel des Vollzeitpraktikums ist die Erlangung der Befähigung zur Lösung von konkreten praktischen Aufgabenstel-
lungen. Es soll ein hohes Maß an Kenntnissen und praktischen Fähigkeiten erworben werden, die für die spätere 
berufliche Tätigkeit als Absolvent mit dem Abschluss „Master of Laws (LL.M.)“ relevant sind.  
 

§ 4 
Leitung und Betreuung 

 
(1) Eine Praktikantenbetreuung wird durch die Fakultät Wirtschaftsrecht gewährleistet. 
 
(2) Das Vollzeitpraktikum wird in Zusammenarbeit mit der Fachhochschule bei geeigneten Unternehmen oder Insti-

tutionen durchgeführt. Die Praktikumsstellen sind von den Studierenden zu benennen. 
 
(3) Nach Zustimmung des wissenschaftlichen Leiters des Studiengangs der Fakultät Wirtschaftsrecht schließen die 

Studierenden und die eine Praktikumsstelle anbietende Einrichtung einen Praktikumsvertrag.  
 Dieser regelt vor allem 
  

  1. die Verpflichtungen der Studierenden: 
 

  a) die im Rahmen des Praktikumsvertrages übertragenen Aufgaben sorgfältig und gewissenhaft auszuführen, 
  b) die gebotenen Praktikumsmöglichkeiten wahrzunehmen, 
  c) den zur Erreichung des Praktikumsziels erforderlichen Anordnungen der Praktikumsstelle und der von  

   dieser beauftragten Personen nachzukommen und die für die Praktikumsstelle geltenden Ordnungen,  
  insbesondere Arbeitszeitordnungen, Unfallverhütungsvorschriften und Bestimmungen zur Schweigepflicht  
  zu beachten, 
d) einen zeitlich gegliederten Bericht (Praktikumsbericht) nach Maßgabe der Fakultät zu erstellen, 

     aus dem Verlauf und Inhalt der praktischen Ausbildung ersichtlich ist, 
  e) ein Fernbleiben von der Praktikumsstelle unverzüglich der Fachhochschule und der die Praktikumsstelle  
    anbietenden Einrichtung anzuzeigen; 
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 2. die Verpflichtungen der die Praktikumsstelle anbietenden Einrichtung: 
  a) die Studierenden für die jeweils festgesetzte Zeitdauer auszubilden, 
  b) die von den Studierenden zu erstellenden Berichte zu prüfen, 
  c) einen Tätigkeitsnachweis zu erstellen, der Art und Inhalt der Tätigkeiten, Beginn und Ende der Ausbildungs-

zeit sowie Fehlzeiten ausweist, 
  d) einen Praktikumsbetreuer zu benennen. 
 
(4) Eine Ausfertigung des Praktikumsvertrages ist von den Studierenden unverzüglich dem wissenschaftlichen Leiter 

zu übergeben. 
 

§ 5 
Status der Praktikanten 

 
(1) Die Studierenden sind während des Vollzeitpraktikums nach § 2 Abs. 1 SGB VII gesetzlich gegen Unfall versi-

chert. Im Versicherungsfall übermittelt die Praxisstelle auch der Fachhochschule eine Kopie der Unfallanzeige. 
Das Haftpflichtrisiko der Studierenden am Praxisplatz ist in der Regel für die Laufzeit des Vertrages durch die 
allgemeine Betriebshaftpflichtversicherung der Praxisstelle gedeckt. Es wird den Studierenden empfohlen, eine 
der Dauer und dem Inhalt des Ausbildungsvertrages angepasste private Haftpflichtversicherung abzuschließen.  

 
(2) Während des praktischen Studiensemesters bleiben die Studierenden Mitglieder der Hochschule. 
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